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Die Neuordnung des Reichsfürstenstandes 
und der ProzeQ Heinrichs des Löwen. 
Von 
Herrn Dr. phil. Richard ΜοβΙΙθΓ 
in R o s t o c k . 
Den Anlaß zu der vorliegenden Untersuchung gab mil-
der Au fsatz von Hans Fehr über Graf und Fürst im Sachsen-
spiegel1), der in seinen Ergebnissen geeignet war, die Ent-
deckung Fickers von der Neuordnung des Reichsfürsten-
standes um 1180 teilweise abzuschwächen. Wenn Ficker 
in seinem Buch vom Reichsfürstenstand dazu gekommen 
ist, die Fürstenstandschaft der Grafen nach 1180 als er-
loschen zu erklären, so meinte*Fehr im Gegensatz dazu, 
daß noch zur Zeit des Sachsenspiegels die Grafen zu den 
Fürsten gerechnet seien. Es sollen nach seiner Meinung in 
einer Übergangszeit, die er bis zur Entstehungszeit des 
Schwabenspiegels ausdehnen möchte, gewissermaßen zwei 
Abteilungen des Fürstenstandes nebeneinander vorhanden 
gewesen sein, eine untere, die die Grafen einnahmen, der 
sogenannte Amtsfürstenstand, und eine obere, die von den 
sogenannten Lehnsfürsten gebildet wurde. Der Unterschied 
zwischen beiden Abteilungen soll so weit gegangen sein, daß 
selbst in der Benennung die beiden Klassen geschieden wur-
den. Die Grafen und die alten Amtsfürsten in ihrer Gesamt-
heit wurden danach einfach als „principes", „Fürsten", be-
zeichnet, während der oberen Abteilung der Name „prin-
cipes imperii", „Reichsfürsten", zukam. Noch in einem 
jüngst erschienenen Aiifsatz2) hält Fehr an dieser These 
*) Abhandl. d. Sachs. Ges., Phil.-hist. Kl., Bd. 68. 
2) Vgl. Zeitschr. 2 f. R.G., Germ. Abt. 37 S. 196. 
Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XXXIX. Genn. Abt. 1 
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fest, die für die mittelalterliche Verfassungsgeschichte, wenn 
sie sich bewahrheitet, eine weitgehende Bedeutung hat und 
geeignet ist, Fickers Resultate, wenn nicht umzustürzen, 
so doch zu verschieben. — Nun ist aber die Basis des 
Sachsenspiegels gewiß zu schmal, um so entscheidende 
Schlüsse zu ziehen. Ich habe an der Hand eines Urkunden-
materials, zwar nicht des gesamten, das mir nicht zur Ver-
fügung stand, aber eines großen Bruchteils, eine Unter-
suchung über die verschiedenen Bezeichnungen „principes" 
und „principes imperii" in den Urkunden zwischen 1150 
und 1235 angestellt, ob es sich da um einen bloß verschiede-
nen Sprachgebrauch oder aber um eine staatsrechtlich be-
deutsame Unterscheidung von zwei Fürstenklassen handelt. 
Das Ergebnis dieser Untersuchung ist das folgende1): Die 
Titel „principes" und „principes imperii", von denen der 
erste ungleich häufiger in den Kaiserurkunden vorkommt, 
gehen während der ganzen Zeit völlig unterschiedslos durch-
einander, eine Unterscheidimg von „Fürsten" und „Reichs-
fürsten" ist nie vorgekommen, sondern mit den beiden 
Titeln, bald dem einen, bald dem andern, ist immer die 
gleiche Klasse von Fürsten bezeichnet worden. Es geht 
also schlechterdings nicht an, mit Fehr ein doppeltes Fürsten-
tum nebeneinander, ein Amtsfürstentum und ein Lehns-
fürstentum anzunehmen, sondern es hat zu jeder Zeit nur 
e inen Fürstenstand gegeben; jeder „Fürst" ist auch 
„Reichsfürst" und umgekehrt, nur der „Reichsfürst" ist 
„Fürst". 
Ebensowenig wie die These Fehrs vom doppelten Für-
stentum kann freilich auch seine andere von der Fürsten-
standschaft der Grafen nach 1180 aufrechterhalten werden. 
In der früheren Zeit ist diese Fiirstenstandschaft ganz sicher 
zu erweisen; vor 1180 sind die Grafen so gut wie die Her-
zöge usw. „Fürsten" und „Reichsfürsten"; nach dem Jahr 
1180 kann aber nicht mehr die Rede davon sein. Ich be-
zweifle selbst Fehrs Behauptung, daß im Sachsenspiegel 
die Grafen noch zu den Fürsten gezählt seien, und werde 
*) Ich verzichte darauf, mein Material im einzelnen vorzulegen. 
Genau -wie die Urkunden kennen auch die erzählenden Quellen kein 
doppeltes Fürstentum. 
Brought to you by | New York University Bobst Library Technical Services
Authenticated
Download Date | 6/25/15 3:06 PM
Neuordn. d. Reichsfürstenstandee u. d. Proz. Heinrichs d. Löwen. 3 
weiter unten versuchen, sie zu widerlegen ; für die Kaiser-
urkunden steht es nach meinen Untersuchungen völlig fest, 
elaß die Grafen nach 1180 keine Fürsten mehr sind. Sie 
sind nicht etwa von „Reichsfürsten" zu bloßen „Fürsten" 
herabgesunken, wie uns Fehr überzeugen möchte, sondern 
sie haben überhaupt jedes Fürstentum eingebüßt. Es hat 
zu keiner Zeit zwei Fürstenstände nebeneinander gegeben; 
aber der Fürstenstand vor 1180 unterscheidet sich ganz be-
trächtlich von dem späteren; man hat sich nach FickersVor-
gang gewöhnt, den älteren als Amtsfürsten-, den jüngeren 
als Lehnsfürstenstand zu bezeichnen. Zum älteren gehören 
noch die Grafen, aus dem jüngeren sind sie ausgeschieden; 
von einem Nebeneinander beider kann nicht die Rede sein, 
sondern sie lösen einander zeitlich ab. Trotz Fehr wird es 
bei Fickers Ergebnis bleiben, daß das Jahr 1180 das Ge-
burtsjahr des neuen Fürstenstandes ist, zu dem die Grafen 
nicht mehr gehören. Und zwar ist das erste Zeugnis für 
die veränderte Zusammensetzung des Fürstenstandes die 
Geinhäuser Urkunde vom 13. April 1180, die über den Pro-
zeß Heinrichs des Löwen berichtet. Sie unterscheidet zum 
erstenmal „die Fürsten unzweideutig von den übrigen Hoch-
freien"1); denn nach ihr ist der Achtspruch über Heinrich 
von den Fürsten und seinen schwäbischen Standesgenossen, 
das lehnrechtliche Urteil dagegen nur durch Spruch der 
Fürsten gefällt worden. Daß die „Standesgenossen" aus-
drücklich von den Fürsten geschieden und darum keine 
Fürsten seien, hat schon Waitz ehedem erkannt, später 
Güterbock bestritten.2) Eine zweite, von seiner ersten ab-
weichende Erklärung gab Güterbock später8), indem er nun 
die Standesgenossen zwar von den Fürsten trennen, sie aber 
doch noch als Fürsten — im älteren Sinn — gelten lassen 
will. Er meint nämlich, zuerst herrsche in der Urkunde 
der ältere, dann aber der jüngere Fürstenbegriff. Das ist 
aber eine ganz unhaltbare Erklärung, wie Haller mit vollem 
l ) Vgl. Haller , Der Sturz Heinrichs des Löwen, Arch. f. Urk.-
Forsch. HE S. 427. 
*) Güterbock, Der Prozeß H. d. L. S. 71f., 196f., wo auch di<* 
ältere Iiteratur über den Gegenstand. 
3) Güterbock, Zeumer-Festschrift S. 583 ff. 
1* 
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Recht festgestellt hat.1) Wenn die „Standesgenossen", das 
sind die Grafen, von den Fürsten getrennt werden, sind sie 
eben keine Fürsten mehr. In der ganzen Urkunde herrscht 
nur ein Fürstenbegriff, und zwar der jüngere. Ebenso hat 
auchFicker2) geurteilt, daß unter den „Fürsten" der Geln-
häuser Urkunde schon die engere lehnrechtliche Genossen-
schaft, unter den „Standesgenossen" aber der ältere Fürsten-
stand zu verstehen sei. Ich kann mich dem nur anschließen ; 
in der Geinhäuser Urkunde begegnet der neue Fürstenstand 
zuerst, und zwar, so viel darf man jetzt schon sagen, ist 
die neue Grenze dann zuerst im Gebiet des Lehnrechtes 
abgesteckt worden. 
Wenn man somit an dem Ergebnis Fickers, daß das 
entscheidende Jahr für die Neuordnung des Fürstenstandes 
1180 gewesen sei, unbedingt festhalten muß, so werden wir 
uns die Frage zu stellen haben, was den Anlaß zu einer 
scheinbar so eingreifenden Maßregel gegeben hat, die den 
Rechtszustand gleichsam von heute auf morgen änderte. 
Gerade dieser schroffe Bruch hat manchen Kenner des 
Mittelalters dazu geführt, Fickers Ergebnissen zweifelnd 
gegenüberzustehen. Eine solche Änderung könne nicht 
von heute auf morgen vor sich gegangen sein, sondern es 
sei eine längere Übergangszeit erforderlich gewesen, in der 
unmerklich das Alte verschwand und das Neue sich durch-
setzte. Gewiß eine richtige Beobachtung, die man bei der 
Betrachtung der mittelalterlichen Verhältnisse immer wieder 
machen muß. Die Verfassung des mittelalterlichen Reichs 
hat sich rein gewohnheitsmäßig fortgebildet. Neues Recht 
zu schaffen, wie es doch uns in der Neuzeit geläufig ist, daran 
hat im Mittelalter kein Gesetzgeber gedacht, das wäre wie 
ein Unrecht, ein revolutionärer Verstoß gegen die göttliche 
und menschliche Ordnung erschienen. Man hielt an dem 
fest, was überkommen war, oder was man wenigstens für 
überkommen hielt. Das Bewußtsein, an dem alten, seit 
Menschengedenken bestehenden Recht festzuhalten, gab 
dem mittelalterlichen Gesetzgeber gleichsam ein gutes Ge-
Haller, Der Sturz H. d. L. S. 420ff., besonders S. 421 N. 3, 
423 N. 3. 
2) Ficker, Reichsfürstenstand Π S. 181. 
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wissen; „hoc esse de iure et antiqua imperii consuetudine 
approbata", heißt es in hundert Fällen, und so sei es gehalten 
worden seit einer Zeit, ,,de cuius principio memoria non 
existit".1) Dieses gute Gewissen war freilich zugleich recht 
naiv, denn es kann keine Rede davon sein, daß immer alles 
beim alten blieb. Als gutes altes Recht wurde häufig genug 
festgestellt, was tatsächlich ganz junger Herkunft war. So 
hat Ficker gelegentlich darauf hingewiesen, daß schon zur 
Zeit König Rudolfs kein Mensch an der uralten Einrichtung 
des Kurfürstentums gezweifelt hat, während ein halbes Jahr-
hundert früher noch keine Spur davon vorhanden war.2) 
Im guten Glauben hat man aber immer gehandelt, selbst 
wenn man Neues als Altes ausgab, keineswegs etwa eigen-
mächtige Neuerungen mit dem Mäntelchen des ehrwürdigen 
Alters bedecken wollen. Das geltende Gewohnheitsrecht 
veränderte sich unmerklich von Generation zu Generation, 
ohne daß diese Veränderungen jemandem zum Bewußtsein 
gekommen wären. Was der Enkel als altes unverbrüch-
liches Gesetz, soweit menschliches Denken zurückreichte, 
feststellte, wäre dem Großvater als eine ungeheuerliche 
Neuerung erschienen ; aber der Zusammenhang riß nie ab, 
und die einschneidendsten Veränderungen vollzogen sich, 
ohne daß irgendwie an einer Stelle ein Bruch mit dem Alten 
erschien. — Das sind die Grundgedanken, die manchen der 
Neuordnung von 1180 skeptisch gegenüberstehen lassen. 
Ich verschließe mich ihrer Bedeutimg keineswegs, sondern 
stehe prinzipiell durchaus auf dem gleichen Boden. Aber 
das ändert nichts daran, daß im Kanzleigebrauch der 
schroffe Bruch bestehen bleibt. Bis 1180 sind die Grafen 
Fürsten, seitdem werden sie ebenso ausdrücklich von ihnen 
unterschieden; an der Tatsache ist nicht zu rütteln, trotz 
aller Zweifel, die daran erhoben sind. Und eine solche 
plötzliche Veränderung ist ganz undenkbar ohne eine ge-
setzliche Regelung. Es muß 1180 eine rechtliche Ent-
1) Ich nehme die Wendung aus dem Renser Weistum aus persön-
lichen Gründen, die man mir zugute halten wird. Sie findet sich gleich 
oder ähnlich in zahllosen anderen Urkunden. 
*) Ficker I S. 13. 
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scheidung stattgefunden haben.1) Widerspricht das nicht 
allem, was ich eben erst über die Verfassungsentwickelung 
des Mittelalters vorgetragen habe? In gewisser Hinsicht 
ja, aber ein anderes sind die tatsächlichen Zustände, ein 
anderes der Kanzleistil. Auch ich glaube, daß unbedingt 
ein Übergang zwischen der Zeit, die die Grafen als Fürsten 
ansah und der, die es nicht mehr tat, gelegen hat. Aber 
kann die Übergangszeit nicht ebensogut vor 1180 gelegen 
haben, wie nach 1180 ? Das Ereignis, das 1180 den Kanzlei-
gebrauch so einschneidend änderte, war nicht der Anfang, 
sondern das Ende einer Entwickelung. Tatsächlich hat die 
Stellung der Grafen sich in der vorausgehenden Zeit, sagen 
wir seit dem zweiten Drittel des 12. Jahrhunderts, allmäh-
lich verschoben. Wenn die Kanzlei sie trotzdem noch als 
Fürsten bezeichnete, so war sie gleichsam altmodisch und 
blieb in richtigem Bureauschema hinter den Tatsachen zu-
rück. Das Weistum, das 1180 gefunden wurde, durch das 
festgestellt wurde, direkt oder indirekt, daß die Grafen 
keine Fürsten mehr seien, hat kein neues Recht geschaffen ; 
es stellte fest, was schon landläufig war. Die Kanzlei — 
und auch der Sprachgebrauch der Schriftsteller, der sich 
an sie anschloß, so gut wie die kleinen territorialen Schreib-
stuben —, die altmodisch geworden und hinter den Tatsachen 
ein Stück zurückgeblieben war, mußte die Entwickelung 
mit einem Sprung nachholen. So erscheint nach dem 
Sprachgebrauch der Kanzlei und auf dem Papier als eine 
jähe Unterbrechung der Tradition, eine Neuerung, was in 
Wirklichkeit ohne revolutionäre Bestimmung vor sich ge-
gangen ist. Darum ist auch bei den Schriftstellern, die 
unmittelbar nach 1180 geschrieben haben, keine Übergangs-
zeit festzustellen. So gut wie alle stehen sie auf dem Boden, 
der durch das Weistum von 1180 geschaffen ist. Also, wenn 
ich noch einmal betonen darf, die Übergangszeit, in der die 
Grafen aus dem Kreise der Fürsten langsam herabsanken, 
liegt vor 1180. 1180 wurde lediglich durch einen gesetz-
l) Vgl. Güterbock, Zeumer-Festschrift S. 589; Bloch, Kaiser-
wahlen S. 297; Schröder, Lehrbuch 5 S. 505; Schönherr, Die Lehre 
vom Rsichsfiirstenstand im Mittelalter S. 131 f. und die dort angezogene 
weitere Literatur. 
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geberischen Akt diese Entwickelting abgeschlossen, fest-
gestellt, was schon geschehen war, und nur im Kanzleistil 
erscheint als .eine Neuerung von heute auf morgen, was in 
Wirklichkeit eine Entwickelung von Jahren gewesen ist. 
Nun aber wiederhole ich die Frage, welches Ereignis 1180 
die Feststellung dieser vollzogenen Rechtsentwickelung ver-
anlaßt, nicht etwa den Anstoß zu dem Wandel gegeben hat. 
Und da komme ich doch nicht um den Prozeß Heinrichs 
des Löwen herum. Güterbock hat die Vermutung auf-
gestellt, eben der Prozeß habe den Anstoß zu dem Wandel 
gegeben.1) Haller2) hat das kurz von der Hand gewiesen, 
und in dieser Form ist es auch sicher unrichtig. Aber 
Haller selbst hat hervorgehoben, daß die Geinhäuser Ur-
kunde „das früheste Zeugnis, in dem die Fürsten, unzwei-
deutig von den übrigen Hochfreien unterschieden, als eine 
besondere lehnrechtliche Gruppe in der Gesamtheit des 
Standes der Freien Herren auftreten", ist.3) Daß der Pro-
zeß den Anlaß zum Wandel gegeben hat, ist unrichtig nach 
dem, was ich ausgeführt habe. Aber daß die Veränderung 
„hier zuerst deutlich hervortritt"4), ist unbedingt richtig 
und wichtig. Soweit uns erlaubt ist, bei dem Versagen der 
Quellen, die sich begnügen, die Tatsachen zu berichten, und 
deren mönchische Verfasser fast alle nicht imstande gewesen 
sind, staatsrechtliche Dinge zu verstehen, Schlüsse zu ziehen, 
werden wir doch diesen Schluß ziehen dürfen, daß der Pro-
zeß, in dessen Akten die neue kanzleimäßige Scheidung von 
Fürsten und Grafen zuerst begegnet, auch seinerseits den 
Anlaß zu dieser Scheidung geboten hat. Ich verhehle mir 
keineswegs, daß diese Annahme vorläufig eines quellen-
mäßigen Beleges entbehrt; aber ist sie darum tinmöglich, 
weil die Quellen nichts davon wissen ? Gerade der Prozeß 
Heinrichs des Löwen ist uns ein klassisches Beispiel für die 
Unzulänglichkeit annalistischer Aufzeichnungen. Eine ge-
waltige Menge von Nachrichten über den Prozeß ist auf 
1) Zeumer-Festschrift S. 589. Allerdings nur der äußere Anstoß, 
wit Güterbock S. 590 wiederholt. Das hat Haller übersehen. 
*) Der SturzH.d.L.,Archivi.Urkundenforschung,Bd.inS.427N. 2. 
3) Vgl. Haller S. 427; auch Ficker II S. 181. 
4) Haller S. 427 N. 2. 
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uns gekommen, nicht bloß von deutschen, sondern auch 
von nichtdeutschen Annalisten. Der Sturz des mächtigsten 
Reichsherzogs war ein europäisches Ereignis und fand dem-
gemäß seinen Widerhall in ganz Europa ; und doch versagen 
fast alle Quellen für die Rekonstruktion des Prozesses. 
Hallers schöne Abhandlung über den Sturz Heinrichs des 
Löwen hat das unübertrefflich gezeigt. Einzelheiten kennen 
alle Quellen, wichtige und unwichtige, richtige neben halb-
richtigen und ganz verkehrten. Aber ohne die Geinhäuser 
Urkunde würden wir über den Gang des Prozesses über-
haupt nichts wissen ; es kam nur darauf an, diese Urkunde 
richtig auszulegen. Aber für die Einzelheiten des Prozesses 
ist auch sie keine Quelle, sie will es auch gar nicht sein, 
sondern will nur den Vorgang im ganzen wiedergeben ; das 
ist ihr auch ausgezeichnet gelungen.1) Aber das hilft uns 
nichts für die Erkenntnis der prozessualen Einzelheiten. 
Und doch wissen wir selbst quellenmäßig, daß beim Prozeß 
Heinrichs grundlegende Fragen über die Förmlichkeiten 
eines Fürstenprozesses zur Sprache gekommen sind. Ganz 
zufällig hat sich in zwei Quellen ein dürftiger Niederschlag 
von diesen Dingen erhalten, die den Schriftstellern sonst 
nicht der Aufzeichnung für würdig erschienen. Ein Jammer, 
daß ein Giselbert von Möns nur so ganz vom Hörensagen 
und halb unterrichtet über den Sturz des Löwen spricht.2) 
Arnold von Lübeck, übrigens die zuverlässigste Quelle 
für den Prozeß, berichtet uns folgendes: ,,Dux autem in-
juste de se iudicatum esse affirmabat dicens se de Suevia 
oriundum et nullum proscriptione dampnari posse nisi con-
Vgl. Hal ler a. a. O. S. 424 N. 2; N i e s e , Zum Prozeß H. d. L., 
Zeitschr. f. R.G., Germ. Abt. 34 S. 240. Zu Güterbocks Rechtfertigung 
ist aber doch zu sagen, daß die Einfachheit und Klarheit erst durch die 
so einfache und naheliegende EraendatioD Hal lers , für „quia" „trina'1 
zu lesen, hergestellt ist. Es ist nur merkwürdig, daß man nicht eher 
darauf gekommen ist und daß so viele große Forscher sich abgequält 
haben, Sinn in die Urkunde zu bringen, um immer wieder an dem ,,quia" 
zu scheitern. Mit einem Griff hat Hal ler das Rechte entdeckt, das paläo-
graphisch sich aufs schönste bestätigt. Nun ist erst alles in Ordnung; 
aber dem Forscher, der von der verderbten Überlieferung ausging, konnte 
eben die Klarheit der Urkunde nicht erfreulich erscheinen. 
*) SS. XXI 517. 
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victum in terra nativitatis."1) Burchard von Ursperg er-
zählt die Sache etwas anders: „ubi quidam principes et 
barones, fautores ducis . . . . contra imperatorem hoc ius 
tenere volebant, ut impertitor ducem condempnare non 
posset vel terras suas abiudicare nisi infra terras ducis pla-
citum statueret. Porro quidem nobilis exurgens in medium 
proposuit quod lege duellionum . . . hoc vellet obtinere . . 
quod impera tor quemlibet principem posset evocare pro iusti-
tia ad locum quemcumque vellet infra términos sui imperii 
existentem. Cumque nullus isti seofferret ad pugnam, edicto 
imperatorie prefata sententia pro iure perpetuo statuta 
est."2) Es ist unmöglich, diese Nachrichten, die von ein-
ander völlig unabhängig sind, kurz abzutun, wie das Wei-
land getan hat.3) Das hat Haller S. 430f. vollkommen 
richtig erkannt, ohne aber näher darauf einzugehen.4) Ge-
rade die Verschiedenheit der Erzählung beweist, daß ihr 
Wahres zugrunde liegt5); denn wie sollten beide vonein-
ander ganz unabhängige Quellen dazu kommen, so etwas 
zwar ganz Ähnliches, aber doch nicht ganz Gleiches zu er-
finden. Die bequeme Art, Nachrichten, mit denen man 
nichts anzufangen weiß, als unwahr zu verwerfen, kann 
heute für uns nicht mehr angewandt werden. So wie hier 
eine höchst interessante Einzelheit aus dem Prozeß Hein-
richs überliefert ist, können wir sie allerdings nicht ge-
brauchen. Beide Schriftsteller irren beträchtlich, aber es 
ist uns leicht möglich, durch ihren Irrtum hindurchzusehen 
und die Tatsache völlig sicher wiederherzustellen. Arnold 
bringt seine Notiz als bloßen Ausspruch des Herzogs „post 
festum", nach der" Beendigung des Prozesses. Es kann das 
Arnold, L. I I c. 10 SS. X X I 133, Schulausg. S. 49. 
2) SS. X X I I I 357f., Schulausg. S. 53. 
3) Forschungen zur Deutschen Gesch. VII S. 187. Auch Güter-
bock, Prozeß S. 111 N. 5 für die Unglaubwürdigkeit Burchards. 
4) Niese a .a .O. S. 257 hat die Nachricht wenigstens Arnolds 
im Vorbeigehen als glaubwürdig angesehen. 
s ) Besonders merkwürdig ist es, daß Weiland die Ursperger Er-
zählung als wenig glaubwürdig abfertigt und doch gleich darauf ¿loch 
auf derselben Seite erklärt, daß Fürsten nach dem Recht überall im 
ganzen Reich abgeurteilt werden dürften. Das ist aber ja gerade das, 
was nach der Erzählung Burchards damals festgestellt ist. 
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natürlich stimmen, aber diese nachträgliche Beschwerde 
konnte Heinrich wenig nützen. Er hat sich vielleicht so 
oder ähnlich später im Kreise seiner Vertrauten geäußert, 
von denen Arnold es erfahren haben wird ; aber er ist gewiß 
nicht der Mann dazu gewesen, etwa in hochmütiger Ver-
achtung des Gerichts von dem Rechtsmittel der Gerichts-
oder Urteilsschelte keinen Gebrauch zu machen, um nach-
her, wenn es keinen Zweck mehr hatte, über ungerechte 
Behandlung zu klagen. Wenn diese Beschwerde Einfluß 
auf den Rechtsgang haben sollte, mußte sie vor Gericht 
erhoben werden. Nun ist dieser Einwand des Herzogs denn 
auch tatsächlich vor Gericht erhoben; das bestätigt uns 
die Erzählung Burchards von Ursperg. Freilich irrt auch 
sie in bezug auf Einzelheiten. Sie gibt keinen bestimmten 
Hoftag an, auf dem die Beschwerde erfolgt ist. Sie irrt 
auch in der Form der Beschwerde, denn daß nach ihr der 
Prozeß in den Ländern des Herzogs hätte stattfinden 
müssen, ist ein Unding, aber der Irrtum wird ja leicht durch 
Arnolds Erzählung richtiggestellt. Bure hard verwechselt 
das Geburtsland des Herzogs mit seinen Ländern. Also, 
Heinrichs Anhänger1) haben das Gericht tatsächlich ab-
gelehnt, weil es nicht am rechten Orte tage, und zwar waren 
Fürsten und Barone die Schelter, ein Beweis, daß auch diese 
im landrechtl ichen Verfahren noch Fürstengenossen 
waren. Sie verlangten, daß Heinrich in seinem Geburts-
land abgeurteilt werden müsse.2) Tatsächlich ist dieser 
Einwand abgelehnt. Daß nämlich die Geinhäuser Urkunde 
mit der Erwähnung der urteilenden schwäbischen Stan-
desgenossen Bezug auf den Zwischenfali nimmt, ist wohl 
klar.3) Also ohne Zweifel ist er auch förmlich abgetan, und 
zwar genau so, wie Burchard von Ursperg erzählt; wir 
*) Daß Heinrich Anhänger auch unter den Fürsten hatte, scheint 
mir erwiesen, vgl. auch Niese, H. Z. 112 S. 553f., der diese Stelle aber 
nicht berücksichtigt. 
2) Nach Arnold scheint es, als ob sich die Beschwerde nur auf 
das landrechtliche Urteil bezog, nach Burchard wurde auch für das 
lehnrechtliche Verfahren der Ort des Gerichts angefochten. Eine Ent-
scheidung ist nicht zu treffen. 
3) Darin stimmen auch ßüterbock, Proz. S. 113 und Haller 
S. 431 überein. 
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haben nicht den geringsten Grund, an ausgezeichneter Über-
lieferung durch einen Augenzeugen zu zweifeln. Wie der 
Edle aufsteht, in die Mitte tritt und den Gegenbeweis durch 
Zweikampf anzutreten sich erbietet, ist so gesehen und 
den Rechtserfordernissen so entsprechend1), daß an eine 
Erfindung nicht zu denken ist. Daß Burchard übrigens 
über die Verhältnisse des Sturzes Heinrichs schlecht unter-
richtet ist, tut nichts zur Sache, muß sogar seine Erzählung 
noch glaubhafter machen; sowenig er sonst von der Sache 
weiß, hier ist ihm irgendwie eine auf einen Augenzeugen 
zurückgehende Einzelheit übermittelt. Da die Gegenpartei, 
die Anhänger Heinrichs, den Handschuh nicht aufnahmen, 
wurde durch Urteil entschieden und urkundlich festgelegt, 
daß der Kaiser jeden Fürsten an jedem Ort im Reich vor 
Gericht ziehen dürfe. Nach diesem Zwischenspiel zwischen 
Scheitern und Gescholtenen ist also gefragt worden, wo 
kann ein Fürst abgeurteilt werden, und durch die Antwort 
wurde die Sentenz des „nobilis quidam", da er sein Recht 
durch die Kampfverweigerung der Gegner behauptet hatte, 
festgelegt und durch ein kaiserliches Edikt bestätigt2): Der 
Kaiser kann einen Fürsten überall im Reich aburteilen. 
Soviel läßt sich aus den dürftigen und zum Teil irrigen 
Nachrichten der beiden Annalisten feststellen. Entschieden 
hat Herzog Heinrich, nicht persönlich, aber durch seine 
Anhänger, dem Gericht des Kaisers Schwierigkeiten über 
Schwierigkeiten gemacht, so daß grundlegende Entschei-
dungen über die Förmlichkeiten eines Fürstenprozesses 
auch neben dieser einen, die wir nun genau festgelegt haben, 
ergangen sein werden. In das Dunkel, das hierüber infolge 
jeden Fehlens von Nachrichten liegt, hineinzuleuchten, 
scheint unmöglich. Was ich im folgenden vortrage, wird 
») Haller S. 431 N. 2. Ficker II S. 191 erwähnt zwar den Bericht, 
findet aber auffällig, daß ein bloßer Edler einen Satz zur Geltung bringt, 
der gegen Fürsten gerichtet ist. Aber das geschieht nur Fickers These 
über den besonderen Gerichtsstand der Fürsten zuliebe. 
2) Ich s teile mir vor, daß erst ein allgemeiner Spruch erging und 
die allgemeine Sentenz dann auf den besonderen Fall angewandt wurde. 
Dieser Gang vom Allgemeinen zum Besonderen ist üblich. Vgl. Haller 
S. 387 N. 1. 
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mancher als Hypothese von vornherein achselzuckend ab-
lehnen. Den Versuch, hier tiefer einzudringen, als bisher 
geschehen ist, will ich darum doch nicht scheuen, denn jedes 
weitere Eindringen bedeutet' Gewinn für ein Hauptproblem 
der mittelalterlichen Verfassungsgeschichte. 
Ich weise noch einmal darauf hin, daß die Geinhäuser 
Urkunde das erste Stück ist, in dem die Fürsten im neuen 
Sinn von den älteren Fürsten geschieden sind. Nach Haller : 
„die Acht, das landrechtliche Urteil, wird über Heinrich 
verhängt nach dem Spruche von Fürsten und Hochfreien. 
Als es sich aber darum handelt, ihm — sub feodali iure — 
seine Lehen zu nehmen, da ist nur noch von der 'unanimis 
principum sententia' die Rede, die nichtfürstlichen Standes-
genossen sind verschwunden."1) Im lehnrechtl ichen 
Verfahren hat es a l so nach dem u n a n f e c h t b a r e n 
Zeugnis der Geinhäuser Urkunde einen anderen 
Gerichtshof gegeben 'wie im landrecht l ichen. Das 
scheint mir von der allergrößten Bedeutung, denn das er-
klärt einen Umstand, den auch Haller noch nicht genügend 
erhellt hat, nämlich die merkwürdige zeitliche Scheidung 
von landrechtlichem und lehnrechtlichem Prozeß, die Haller 
aus dem Bericht der Urkunde mit Sicherheit erwiesen hat.2) 
Nun hat aber Haller selbst es in einer Polemik gegen Güter-
bock (S. 384f f . ) für eine befremdliche Vorstellung erklärt, 
daß bei einer Klage gegen einen Reichsfürsten zwei ge-
trennte Prozesse neben- oder hintereinander hergelaufen 
seien, einer nach Landrecht, der andere nach Lehnrecht. 
,,Verschiedene Termine oder auch nur getrennte Gerichts-
sitzungen anzunehmen, liegt gar keine Veranlassung vor."3) 
Das ist alles gut und überzeugt mich auch durchaus; aber 
Haller hat eigentlich einen großen Aufwand an Scharfsinn 
nutzlos vertan, wenn er nun Heinrichs Prozeß t i o t z d e m 
in zwei Etappen, einer landrechtlichen und einer lehnrecht-
lichen, verlaufen sein läßt, und zwar so, daß das Lehns-
verfahren dem landrechtlichen folgte. „Es ist also nicht 
ein vierter außerordentlicher Termin, der ihm nach Würz-
burg gesetzt war, sondern ein letzter Termin in einem neuen 
») Hal ler S. 426f. *) Ha l l e r S. 359. 372ff. 410. 
3) Hal ler S. 386f. 
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Prozeß, in dem sowohl der Kläger wie das angewandte 
Recht andere waren, als im ersten Verfahren."1) Gewiß, 
die Geinhäuser Urkunde berichtet von zwei zeitlich auf-
einanderfolgenden Prozessen2), abar es bleibt doch auch 
nach Haller noch unerklärlich, warum diese außergewöhn-
liche Scheidung vorgenommen wurde. Denn was Haller 
darüber zu sagen weiß, ist recht unbefriedigend. Daß ein 
Fürst auch wegen Übergriffe gegen seine Mitvasallen vor 
ein Lehnsgericht geladen werden konnte, gesteht er selbst 
zu.3) Und die Geinhäuser Urkunde selbst gibt auch diese 
— fortgesetzten — Übergriffe gegen seine Mitfürsten als 
Grund zur Einleitung des Lehnsverfahrens neben dem „con-
temptus" des Kaisers und dem „reatus maiestatis" an. 
Außerdem aber macht es, wenn das Lehnsverfahren wirk-
lich erst, wie die Urkunde auf den ersten Blick wahrschein-
lich macht und Haller behauptet, nach der Beendigung 
des landrechtlichen Prozesses, also frühestens auf dem Hof-
tage von Kaina (August 79) e inge le i te t wäre, unüber-
windliche Schwierigkeiten, drei Termine auch des Lshns-
prozesses nachzuweisen; denn keine Quelle weiß etwas von 
einem Termin zwischen dem Tage von Kaina und dem von 
Würzburg (Januar 80), an dem der Prozeß beendet wurde. 
Es hat einen dazwischenliegenden Termin nicht gegeben. 
Haller hat sich aus dem Grunde genötigt gesehen, das 
„legitimo trino edicto citatus" der Urkunde im Lehns-
verfahren als dreimal igen Auf ruf vor einem Termin, 
nicht als dreimal ige Ladung wiederzugeben und zu 
behaupten, die drei sonst üblichen Termine seien in diesem 
Falle zu einem einzigen „peremptorischen" .zusammen-
gezogen.4) Das ist aber recht unwahrscheinlich, wie Hans 
Niese5) hervorgehoben hat; denn das „trino edic to ad 
nostram c i ta tus audientiam" steht in genauer Parallele 
zu dem vorhergehenden „trina c i tat ione vocatus"6) 
!) Haller S. 410. *) Zeumer* Nr. 17: „deinde etc " 
3) Haller S. 372. «) Haller S. 410ff. 
6) Zeitschr. f. E.G., Germ. Abt. 34 S. 244f. 
6) Wenn Haller S. 411 erklärt, daß das „edictum" nicht gleich-
bedeutend mit „citatio" sei, so ist das an sich zwar nicht ausgeschlossen; 
aber Haller hat übersehen, daß es ja heißt „edicto citatus"; es heißt 
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und muß die Ladung auch hier bedeuten, besonders da 
das Delikt noch unmittelbar hinzugefügt ist. Eine drei-
malige förmliche Ladung i s t also unbedingt auch 
im Lehngericht erfolgt. Und was noch stärker gegen 
Hallers Erklärung spricht: die bestinformierte Quelle, Ar-
nold von Lübeck, gibt ausdrücklich an, daß in Goslar — 
richtiger Kaina — zu gleicher Zeit das land- und das 
lehnrechtliche Urteil gefunden seien.1) Diese Nachricht als 
einen bloßen Irrtum Arnolds abzulehnen, geht nicht an. 
Haller ist hier mit den Quellen ebenso herrisch umgegangen, 
wie er es gelegentlich anderen vorwirft.2) 
Dieser Schwierigkeiten der Überlieferung hat Niese da-
durch Herr zu werden versucht, daß er annahm, es habe 
überhaupt nicht ein Nacheinander , sondern ein Neben-
einander der beiden Prozesse vorgelegen.3) Von vorn-
herein seien beide Verfahren nebeneinander hergegangen, 
auf den gleichen Tagen verhandelt und zusammen beendet, 
und zwar müßten dann beide Verfahren vier Termine 
gehabt haben.4) Ich glaube mit Niese, daß der lehnrecht-
liche Prozeß zugleich mit dem landrechtlichen eingeleitet 
und geführt ist; ob allerdings unter dem „reatus maie-
statis" der Urkunde die Hilfeverweigerung von 1176 ge-
meint sein kann5), ist mir sehr zweifelhaft. Arnolds Er-
zählung zum Jahre 1176 über die Verschwörimg von Kaiser 
und Fürsten gegen den Herzog scheint mir nicht auf den 
Prozeß bezogen werden zu können. Daß den Schriftstellern 
die Hilfeverweigerung und das Verfahren gegen Heinrich 
in unmittelbarem Zusammenhang zu stehen schien, besagt 
also zuerst „citatione vocatus", das andere Mal „edicto citatus", 
und das ist doch synonym nur mit einem geringfügigen Wechsel im 
Ausdruck; was einmal ,,citatio" bedeutet, muß auch dem „citatus" 
zugestanden werden. 
') II 10 „ita ut proscriptione publica diiudicatus et ducatu et 
omnibus beneficiis careat. Confirmata igitur sententia imperator ad-
iudicavit fieri." 
2) Haller S. 409; über seinen sonstigen erfreulichen Konservativis-
mus in der Quellenbehandlung vgl. Niese H. Z. 112 S. 548f. 
*) Niese a. a. O. S. 251, auch H. Z. 112 S. 556f. 
') Worms, Magdeburg, Kaina, Würzburg. 
«) Wie Niese S. 248f. meint. 
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nicht viel; es lag zu nahe, darauf zu kommen, und Arnold 
steht darin ja keineswegs allein ; aber ich glaube wohl, daß 
die fortgesetzten Gewalttätigkeiten des Herzogs als ,.con-
temptus" des Kaisers und „reatus maiestatis", d.h. Ver-
gehen gegen die Hoheit des Reichs1) ausgelegt werden 
konnten. Gegen denÄchter nachträgl ich noch einen lehn-
rechtlichen Prozeß anzustrengen, entsprach sicher nicht dem 
Zweck des-ganzen Verfahrens.2) Beide Prozesse müssen 
zusammen gegangen sein. Aber auch diese Auffassung 
löst nicht alle Schwierigkeiten. Der klare Wortlaut der 
Urkunde steht ihr im Wege, die, wenn auch vielleicht nicht 
die beiden Prozesse, so doch ihren Abschluß ganz deut-
lich zeit l ich voneinander scheidet.3) Niese sieht sich 
gezwungen, zu erklären: Entweder irrt die Urkunde oder 
sie drückt sich mißverständlich aus.4) Das ist eine sehr 
gewichtige Anklage, die begründet werden mußte. Niese 
versucht das damit, daß er erklärt, der Diktator habe aus 
Ungeschick das Nebeneinander der beiden Verfahren in ein 
Nacheinander verwandelt, aber das ist nicht überzeugend. 
Es ist wieder der Vorwurf stilistischer Ungeschicklichkeit 
wie bei Güterbock, dessen Auffassung Haller abgelehnt 
hatte. Ich meine nun zwar auch, daß die Konstruktion 
der narratio in der Urkunde verwickelt und nicht ganz ein-
fach ist.5) Aber das rechtfertigt noch nicht, dem Diktator, 
der doch sachl ich so klar wie möglich ist, einen wirklich 
falschen Bericht in der Hauptsache zuzutrauen. Daß die 
Prozesse zu verschiedener Zeit begannen und ganz 
hintereinander herliefen, ist wohl nicht aus der Urkunde 
herauszulesen. Dagegen sagt sie um so deutlicher, daß sie 
zu verschiedener Zeit durch Urteil beendet sind. Es ist 
gewiß nicht von einem Nacheinander der beiden Sprüche 
auf demselben Hoftag die Rede, wie Niese S. 252 meint; 
dann würde ja der Unsinn in der Urkunde stehen, daß der 
Herzog zwischen diesen beiden Sprüchen, also vielleicht in 
einem Zeitraum von ein paar Stunden, fortgefahren habe, 
1) Niese, H. Z. 112 S. 552. 559. 2) Niese a. a. O. S. 246. 
8) Zeumer Nr. 17 „proscriptionis incident sententiam de· 
inde . . . . iudicatus est etc." 
«) A. a. 0. S. 252. 6) Vgl. Niese a. a. 0. S. 243. 
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Kirche und Fürsten zu bedrängen. Es liegt also unbedingt 
eine längere Zeit zwischen beiden Sprüchen. Darin gehe 
ich allerdings mit Niese zusammen, daß man nach dem 
Wortlaut der Urkunde nicht genötigt ist, den ganzen 
lehnrechtlichen Prozeß hinter den Abschluß des landrecht-
lichen Verfahrens zu setzen. Die Urkunde sagt, „ d a r a u f " 
— d. h. nach dem Achtsurteil — „ist er, da er nicht abließ, 
gegen Kirche usw. zu wüten" — sicher ist die Untat in 
Halberstadt gemeint —, „nachdem er dreimal geladen war, 
auch lehnrechtlich verurteilt." Daß das Urteil später als 
das landrechtliche, und zwar erst nach den neuen Gewalt-
taten gefällt ist, wird somit unbedingt deutlich. Das „de-
inde" bezieht sich aber nur auf das „iudicatus est", und die 
im Partizipium („trino edicto citatus") erwähnte Tatsache 
hegt vorher. Diese Ladungen können also sehr wohl auch 
vor dem ersten landrechtlichen Urteil hegen. Das ist also 
eine gewisse Unklarheit; es kam aber dem Diktator nicht 
darauf an, die Zeitpunkte der einzelnen Termine festzu-
legen, sondern nur den zeitlichen Unterschied von Acht-
und Lehnsurteil. Also, nach dem Wortlaut hegt minde-
s tens der Abschluß des lehnrecht l ichen Verfah-
rens später a ls der des l andrecht l ichen. Daß aber 
die Ladungen zum lehnrecht l ichen Verfahren und 
seine Termine mit denen des l andrecht l i chen Pro-
zesses nach der Urkunde zusammenge fa l l en sind, 
g l aube auch ich schließen zu können. Nur das 
Urte i l erging unbedingt später. Im übrigen hat auch 
Niese, um seine These von dem vollen Zusammengehen der 
beiden Verfahren zu beweisen, der Urkunde Gewalt angetan, 
indem er behauptete, das Achtsurteil sei in Kaina nur ge-
funden, aber nicht ausgegeben worden.1) Es heißt in der 
Urkunde „pro hac contumacia principum et sue conditionis 
Suevorum proscriptionis nostre incident sententiam"; heißt 
das, daß Heinrich sich den Achtspruch der Fürsten zuzog 
oder daß er ihm verfiel ? Ich glaube dies letzte. Es ist zu 
fein, mit Niese die Findung des Achtspruches von der 
Ächtung selbst noch zu scheiden; dem Diktator hätten 
andere Ausdrücke zu Gebote gestanden, wenn er sagen 
l) Niese, Zeitschr. f. R.G. 34 S. 244. 251. 
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•wollte, daß das Achtsurteil gefunden, aber nicht ausgegeben 
wurde. Auch im lehnrechtlichen Verfahren ist ja nur von 
einem Fürstenurteil und nicht von der Ausgabe des Ur-
teils die Rede. Wenn aber Nieses Interpretation zu Recht 
bestünde, so mußte die Urkunde unbedingt nachholen, daß 
in Würzburg neben der lehnrechtlichen Verurteilung auch 
die Achtsentenz rechtskräftig geworden wäre.1) Das sagt 
zwar Niese S. 251, es steht aber nichts davon in der Ur-
kunde. Außerdem aber erklären Arnold und die Pegauer 
Annalen, also die beiden zuverlässigsten Quellen, ganz aus-
drücklich, das Achtsurteil sei in Goslar (Kaina) vollzogen 
worden: „confirmata igitur sententia imperator adiudicavit 
fieri". 
Es ist also unbedingt sicher nach der Urkunde, daß 
das landrechtliche Verfahren in Kaina, das lehnrechtliche 
dagegen erst in Würzburg abgeschlossen ist.2) Auf der 
andern Seite müssen auch dem lehnrechtlichen Urteil drei 
formelle Ladungen voraufgegangen sein. Zwischen Kaina 
und Würzburg aber gibt es keinen Termin; dazu kommt 
Arnolds Zeugnis, daß beide Verfahren zugleich geführt und 
in Kaina beendet sind8), und endlich die Tatsache, die 
wieder Arnold berichtet, daß Friedrich trotz des gefundenen 
und bestätigten Urteils dem Herzog noch einmal einen — 
also vierten — Termin in Würzburg ansetzte. Um den 
Widerspruch ganz scharf herauszuheben, so ist erstens un-
bedingt sicher, daß die beiden Urteile geraume Zeit aus-
einanderliegen, das eine, landrechtliche, in Kaina August 79,. 
das andere, lehnrechtliche, erst in Würzburg Januar 80 ge-
fällt ist. Zweitens ist ebenso sicher, daß die beiden Prozesse 
nicht nacheinander geführt wurden, denn jeder hat drei Ter-
mine nach dem Zeugnis der Urkunde gehabt. Es stehen 
aber im ganzen überhaupt nur vier Termine zur Verfügung, 
1) Ebenso allza fein ist die Annahme Nieses, daB das „iudicari" 
und das „adiudicari" des Lehnsverfahrens zeitlich getrennt seien. Die-
Kontumaz-Erklärung und die Aburteilung sind zweifellos zusammen auf 
dem Würzburger Hoftag erfolgt. 
'») So auch Haller S. 409. 
*) Daß Arnold nur von landrechtlichem Verfahren und Urteil 
spricht, wie Niese S. 253f. meint, ist mir ganz unklar. 
Zeitschrift für Bechtsgeschichte. XXXEX. Germ. Abt. 2 
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auf die die beiden Prozesse untergebracht werden müssen, 
die von Worms, Magdeburg, Kaina und Würzburg. Das 
Ganze ist ein glatter Widerspruch, den weder Hallers noch 
Nieses Erklärungsversuche haben auflösen können. Haller 
will drei landrechtliche Termine und einen peremptorischen 
lehnrechtlichen ; dagegen sprechen gleichmäßig die Urkunde 
und Arnold. Niese will vier landrechtliche und lehnrecht-
liche Termine und gleichzeitigen Abschluß des Ganzen 
in Würzburg ; dagegen sprechen ebenfalls die Urkunde und 
Arnold.1) Diese vier Termine machen überhaupt die größten 
Schwierigkeiten. Die Urkunde spricht so deutlich nur von 
drei Terminen. Auch Arnold berichtet, daß beide Verfahren 
in Kaina, also auch nach drei Terminen, abgeschlossen seien, 
und spricht doch noch von einem Gnadentermin „rogatu 
principum". Die Urkunde sagt aber ganz deutüch, daß auf 
diesem Würzburger Termin nur das lehnrechtliche Urteil 
erfolgt ist, während das landrechtliche Verfahren abge-
schlossen war und nicht wieder aufgenommen wurde. Was 
soll man folgern, wem soll man folgen, wie soll man sich 
aus dem Dilemma herausretten ? Irgend etwas ist da un-
bedingt nicht in Ordnung, es fragt sich nur Avas. 
Es gilt, die Angaben Arnolds und der Urkunde mög-
lichst zu vereinigen. Erstens, ich halte Arnolds Angabe, in 
Goslar (besser Kaina) seien beide Urteile, lehnrechtliches 
und landrechtliches, gefunden worden, für absolut zuver-
lässig. Die Termine waren demnach in beiden Verfahren 
die gleichen.2) Aber seiner Angabe von einem vierten, Gna-
dentermin, stehe ich mit großem Mißtrauen gegenüber. Nicht 
als ob ich an diesem neuen Termin zweifelte, denn der steht 
ja völlig fest. Aber ein Gnadentermin ? Daß Gnade in 
diesem Fall nicht angebracht war, liegt auf der Hand. Daß 
der Herzog, der die drei entscheidenden Termine versäumt 
hatte, zum vierten ebenfalls nicht erscheinen werde, mußte 
jedermann wissen. Es war nicht am Platz, dem Trotzigen 
1) Der Darstellung Arnolds wird Niese allerdings gerechter als 
Hal ler , dafür vergewaltigt er aber die Urkunde desto stärker, die die 
beiden Urteile so deutlich scheidet und nur das lehnrechtliche nach 
Würzburg verlegt. 
2) Wie Niese , Zeitschr.f. R.G. 34 S. 251. 
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gegenüber noch den Milden zu spielen; das wäre nicht 
Klugheit, sondern unstaatsmännische Gutmütigkeit ge-
wesen, die wir Friedrich zuzutrauen gewiß kein Recht haben. 
Damit machte man sich lächerlich. Noch mißtrauischer bin 
ich gegenüber Arnolds weiterer Angabe, der Kaiser habe 
auf Bitten der Fürsten den Gnadentermin angesetzt. Das 
ist, so allgemein gesagt, sicher unwahr, weil es allem widej-
spricht, was wir vom Verhalten der Fürsten im Prozesse 
Heinrichs wissen ; sie waren die Hetzer, der Kaiser vielmehr 
der zögernd Bedächtige, allerdings nicht aus Gutmütigkeit, 
sondern weil er unbedingt auf Rechtsboden bleiben wollte.1) 
Aber ein Körnchen Wahrheit steckt auch in dieser Angabe 
Arnolds. Wir haben früher gesehen, daß es tatsächlich im 
Prozeß eine kleine weifische Partei, Fürsten und Barone, 
gab, die dem Gericht Schwierigkeiten machte. Ich erinnere 
an das oben wiedergegebene Weistum über den Ort der 
Fürstengerichte. Niese hat die Angaben Arnolds und Bur-
chards von Ursperg hierüber leider übersehen. Soviel wird 
nun aus Arnolds Angaben, der etwas hat läuten hören, aber 
nicht wußte, wo die Glocken hingen, sicher, daß ebendiese 
Partei auch damals Einwendungen und Schwierigkeiten ge-
macht hat imd diesmal nicht ohne Erfolg. Infolge irgend-
welchèr Quertreibereien gelang es nicht, den Prozeß in Kaina 
zu Ende zu bringen, sondern es mußte ein neuer Termin 
stattfinden. Allerdings in einem hat Arnold sicher 
unrecht: das landrecht l iche Verfahren wurde nach 
dem klaren Zeugnis der Geinhäuser Urkunde zum 
erwünschten Abschluß gebracht, der lehnrecht-
l iche Spruch dagegen auf einen folgenden Termin 
verschoben. Soweit sehen wir völlig sicher.2) Der Ein-
wand der Fürsten ist uns nirgends überliefert, wir können 
So auch Hampe, Kaisergeschichte 2 S. 169. 
2) So sind Arnold und die Urkunde zu vereinen. Daher die zeit-
liche Trennung in der Urkunde, die ja im übrigen den Zwischenfall nicht 
erwähnt oder doch nur andeutet. Arnold hat dagegen die Trennung von 
landrechtlichem und lehnrechtlichem Verfahren nicht begriffen und den 
Einspruch im lehnrechtlichen Prozeß für eine Bitte der Fürsten, die sich 
auf das Ganze des Urteils bezog, gehalten. Wir werden ihm das nicht 
übelnehmen können. 
2 
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vorläufig nur die Tatsache feststellen, das Wie muß er-
schlossen werden. Aber wie? — Ich wies schon mehr als 
einmal darauf hin, daß die Urkunde deutlich die Urtei l er 
in beiden Verfahren scheidet: im landrechtl ichen Pro-
zeß Fürsten und Standesgenossen, im lehnrecht-
lichen nur Fürsten; es ist das erste Anzeichen der Neu-
ordnung des Fürstenstandes, wie ich oben ausgeführt habe. 
A'lso es müssen im Prozeß unbedingt zwei Ge-
richtshöfe nebeneinander tät ig gewesen sein. An 
dieser Grundtatsache sind Haller und Niese merk-
würdigerweise vorübergegangen; nur von hier aus 
aber war das Problem zu lösen.1) Nun aber ist von 
diesen getrennten Gerichtshöfen keine Spur in der Über-
lieferung außer der Angabe der Geinhäuser Urkunde von 
den verschiedenen Urteilern in beiden Verfahren. Wenn 
zwei Gerichtshöfe wirklich nebeneinander getagt hätten, 
müßte sich doch irgendeine Notiz darüber erhalten haben. 
Aus Arnolds Erzählung geht im Gegenteil hervor, daß tat-
sächlich beide Sprüche zur selben Zeit (in Kaina) vorm 
selben Gerichtshofe ergangen sind. Da haben wir also eine 
Unstimmigkeit, die uns zu denken gibt, und nur eine An-
nahme hilft uns weiter. Die Partei Heinrichs, die schon 
einmal, allerdings erfolglos, störend in den Rechtsgang ein-
gegriffen hatte, mit der Behauptung, der Kaiser könne 
Heinrich nur in seinem Geburtsland aburteilen, hat aber-
mals die Zuständigkeit des Gerichts angefochten mit der 
Behauptung, die Urteilsfinder seien nicht kompetent.2) 
Jedenfalls könnten sie ihm seine Länder nicht absprechen.3) 
Das landrechtliche Verfahren wurde durch den Ein-
1) Vgl. die interessante Bemerkung Hallers S. 387, der allerdings 
die Annahme Weilands, daß das Hofgericht sich in gewissen Momenten 
eigens als Lehenshof konstituiert hatte, ablehnt. 
a) Vgl. den Widerspruch, den die weifische Partei nach 1198 gegen das 
Königtum Philipps von Schwaben erhob. Er sei „nec ubi debuit nec a quo" 
gewählt. Vgl. die Decretale Venerabil^m. Es ist der gleiche Kreis, aus 
dem der Widersprach im Prozeß hervorgegangen war. Das Vorgehen ist 
überraschend ähnlich. Ob es sich um Erinnerungen an den Prozeß handelt Τ 
·) Vgl. oben S. 8 ff. Die Ursperger Chronik hat vielleicht in ihrer 
Angabe: „vel terrae suas abiudicare" eine Spur dieses zweiten Ein-
spruches erhalten. 
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spruch nicht berührt. So zeigt sich uns der Unterschied 
von Landrecht und Lehnrecht deutlich. Im Lehnrecht 
spaltete sich die engere Genossenschaft der Fürsten von 
den älteren „principes" ab, im Landrecht aber blieb es 
beim alten bis zur Zeit des Schwabenspiegels. —Im Lehns-
prozeß also wurde der Einspruch anerkannt, ein neuer Ter-
min angesetzt und auf diesem Tag sprachen die Fürs ten 
Heinrich seine Länder ab. Die Urkunde konnte wohl die 
vorhergehenden Ladungen als gültig ansehen; da der Tag 
zu Kaina infolge des Einspruchs als Termin für das Lehns-
verfahren ausfiel, galt nun der Würzburger Tag als dritter 
Termin. Die Geinhäuser Urkunde ist durchaus im Recht, 
wenn sie von dreimaliger Ladung in jedem Verfahren spricht 
\md das Lehnsurteil doch später als das landrechtliche an-
setzt. Arnold aber, der von diesen Dingen nichts erfuhr, 
hat sich die sonderbare Sache, daß an zwei so weit aus-
einanderliegenden Tagen Urteile gegen Heinrich gefällt wur-
den, so zurechtgelegt, als ob der Kaiser das Urteil wieder 
rückgängig gemacht1) und einen neuen Termin für da» 
ganze Verfahren angesetzt habe, was er als Gnade des Kai-
sers sich leicht denken konnte. Immerhin ist anzunehmen, 
daß in Kaina tatsächlich auch der lehnrechtliche Spruch 
schon gefunden, dann aber durch den Einspruch der weifi-
schen Partei annulliert ist. So lösen sich die Widersprüche 
in der Überlieferung leicht auf und behält die Urkunde 
völlig, Arnold zum guten Teil recht.2) 
In Kaina ist das landrechtliche Verfahren durch den 
Achtspruch beendet worden. Das geht zu allem anderen 
unbedingt auch aus der Angabe der Pegauer Annalen her-
vor, den Fürsten sei dort die Reichsheerfahrt geboten. Diese 
Vgl. Niese, Zeitschr. f. R.G. 34 S. 254: „daraus ergibt sich, daß 
der Kaiser seine eigene Rechtshandlung annulliert hat, so daß der Tag 
von Kaina für den Prozeß nur die Bedeutung einer Urteile findung hat. 
Welche Motive bei diesem höchst merkwürdigen Vorgang obwalten, ist 
für uns in völliges Dunkel gehüllt." Demgegenüber habe ich die bloße 
Urteils findung in Kaina wenigstens im landrechtlichen Verfahren ab-
gelehnt; das Dunkel aber löst sich, wie ich meine, auf einfache Weise. 
2) Weder Haller noch Niese sind auch nur einem von beiden, 
geschweige denn beiden gerecht geworden. 
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Heerfahrt aber war die Folge der Acht.1) Niese schließt 
allerdings daraus, daß die Heerfahrt unterblieb, „sie sei 
rückgängig gemacht worden, wie die Acht", aber von dem 
Unterbleiben der Heerfahrt kann gar keine Rede sein. Im 
Gegenteil steht es völlig fest, daß die norddeutschen Fürsten 
sofort nach dem Spruch in Kaina die Kämpfe gegen Hein-
rich den Löwen wieder aufnahmen; daß sie „bloße Fort-
setzung älterer Fehden" gewesen seien, ist bloße Meinung 
Nieses und auch wohl geschichtlich richtig; juridisch aber 
vollzogen sie sich jetzt eben nicht mehr als Fehde, sondern 
als die rechtmäßige Bekämpfung des Ächters. Eine Fort-
setzung der Fehde war ja gerade durch das Rechtsverfahren 
unmöglich geworden. Gerade durch die Darstellung der 
Pegauer Annalen wird klar, daß es sich nicht um ungesetz-
liche Selbsthilfe, sondern eine geschworene „expeditio" 
handelte. Da wird erzählt, daß nach dem Tage von Kaina 
nacheinander der Magdeburger Erzbischof, dann nicht bloß 
„nostri principes", sondern auch der Kölner Erzbischof mit 
zwei Herzogen und acht Grafen, endlich auch der Thüringer 
Landgraf die Feindseligkeiten gegen den Herzog begannen. 
Das war eben keine Fehde mehr, sondern eine Heerfahrt, 
die allerdings keinen großen politischen Erfolg gehabt hat 
und im Sande verlief. 
Überhaupt sind die Pegauer Annalen wohlunterrichtet 
über den Prozeß. Sie sagen, in Würzburg sei Heinrich als 
„reus maiestatis" verurteilt und sein Erbe und Lehen ihm 
abgesprochen worden. Das ist nun ein teilweiser Irrtum; 
sein Allod ist Heinrich ja überhaupt nicht entzogen, aber 
im übrigen stimmen die Pegauer Annalen ganz genau mit 
der Geinhäuser Urkunde überein ; in Kaina die Achtsentenz, 
in Würzburg der lehnrechtliche Spruch: Die Tatsachen 
trägt der Pegauer Annahst richtiger vor als Arnold, ohne 
sich aber über die zeitliche Verschiedenheit beider Urteile 
irgendwie Gedanken zu machen oder etwas über den Grund 
davon zu wissen. Arnold, obwohl er mehr irrt, ist doch 
tiefer in die Vorgänge in Kaina — den Einspruch der 
weifischen Partei, der ihm als Bitte der Fürsten erschien — 
l) SS. XVI 262, vgl. Niese Zeitschr. f. E.G. S. 254. 
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eingedrungen. — Also in Kaina ist der landrechtliche Spruch 
verhängt, der lehnrechtliche gefunden. Nur die Acht konnte 
aber wirklich rechtskräftig werden. Die Lehnssentenz da-
gegen konnte nicht ausgegeben werden, weil die weifische 
Partei die Zusammensetzung der Urteiler schalt. In ge-
wisser Hinsicht hat wieder Arnold eine Ahnung von den 
Ereignissen, wenn er davon spricht, der Kaiser habe von 
dem Urteil keinen Gebrauch gemacht, sondern noch einen 
vierten Tag auf Bitten der Fürsten angesetzt. Daß es nicht 
die Bitte der Fürsten, sondern das Schelten eines kleinen 
Teils von ihnen war, ferner, daß dieser Tag nur für den 
lehnrechtlichen Teil des Prozesses gelten sollte, das hat 
Arnold nicht gewußt oder sich nicht denken können. Die 
Urkunde, Arnold und die Pegauer Annalen lassen sich eben 
völlig untereinander ausgleichen. Die Geinhäuser Urkunde 
weist noch ausdrücklich auf diese Dinge hin, indem sie die 
Gerichtshöfe in beiden Prozessen deutlich scheidet und so 
ganzen Prozeß vor jedem rechtlichen Einwand sichert. 
Gerade das lehnrechtliche Verfahren, weil viel folgenreicher 
für den Herzog und für das Reich, bedurfte der sorgfältig-
sten formellen Durchführung. Aus diesem Grunde hat der 
Einspruch der weifischen Partei einen wenn auch nur vor-
übergehenden Erfolg gehabt. Denn man glich den Form-
fehler so schnell wie möglich aus und brachte den Spruch 
vor dem wirklich zuständigen Gerichtshof zu Ende. 
Aber, wird man sagen, das ist doch eine bloße Hypo-
these, höchstens nur ein Indizienbeweis. Doch daß sie durch 
die Überlieferung, urkundliche und annalistische, gleichmäßig 
gestützt, durch die sonstige völlige Unmögüchkeit, die 
Widersprüche in ihr abzugleichen, mit denen weder Haller 
noch Niese fertig geworden sind, gefordert wird, glaube ich 
nachgewiesen zu haben. Ich gehe aber sogar weiter und 
suche den Einspruch der weifischen Partei und die Urteile, 
die darauf am Hof des Kaisers gefunden wurden, wieder-
herzustellen. Man wende mir nicht ein, das sei nicht mehr 
Forschung, sondern bloße Konstruktion. Das stimmt nicht, 
denn es sind Spuren genug in der Überlieferung. Man muß 
sie nur richtig wiederherstellen und zeitlich einordnen. 
Erstens: Es ist unbedingt sicher, daß in dieser Zeit 
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einmal ein Weistum über den lehnrechtlichen Gerichtsstand 
der Fürsten (Lehnsfürsten) ergangen ist. Im Sachsenspiegel 
Lehnr. 71 §20 heißt es: „von jewelkeme lene mut eyn 
man urtel vinden über den anderen unde zuch w e s e n . . . . 
ane upphe vors ten vanlen. Die vorste mach aber wol 
artel vinden unde gezug wesen über jewelken man des 
riches." Also nur der Fürst darf über des Fürsten Fahn-
lehen urteilen.1) Im landrechtlichen Verfahren kennt der 
Sachsenspiegel ein entsprechendes Vorrecht der Fürsten 
nicht.2) Wir sind hier an dem entscheidenden Punkte für 
die Ausscheidung des neuen Fürstenstandes aus der Ge-
nossenschaft der älteren Fürsten angelangt.3) Denn diese 
Bestimmung ist die Keimzelle für die Umbildung des 
Fürstenstandes geworden. Es ist nur noch fragheb, wann 
dieser Rechtssatz festgelegt ist. Daß es sich nicht etwa um 
eine Theorie des Spieglers handelt — wie man ihm denn 
ja mit besonderer Vorliebe die Erfindung von Theorien 
zuschreibt —, dafür ist ein Reichsspruch vom Mai 1222, 
der über das Lehnrecht des Herzogs von Lothringen ge-
funden wurde, von Bedeutung. Da wurde nämlich ent-
schieden: quod in iure feodali omnis ministerislis feodota-
rius eque iudicare possit super feodis nobilium et ministe-
rialium except i s tarnen feodis prineipum".4) Also 
die gleiche Sonderstellung von Fiirstenfahnlehen wie im 
Sachsenspiegel. Es ist ja beim ersten Blick ersichtlich, 
daß in diesem Falle es nicht auf das gerichtliche Vorrecht 
der Fürsten ankam, man wies nur, mit einer ganz anderen 
Sache beschäftigt, im Vorbeigehen auf dieselbe ältere Be-
stimmung hin, die auch im Sachsenspiegel erscheint.5) Aber 
man könnte sagen, daß es sich hier doch um eine wesent-
lich spätere Zeit handelt; zwischen dem Prozeß Heinrichs 
und dem Spruch liegen 42 Jahre. Weiter hilft uns der 
unschätzbare Giselbert von Möns. Er berichtet ausführlich 
von dem Hoftag in Schwäbisch-Hall 1191, auf dem vor 
König Heinrich Balduin von Hennegau seine neue Fürsten-
1) Fürst im Sachsenspiegel ist nur der Lehnsfürst. Das werde ich 
tmten gegen Fehr erweisen. 
*) Vgl. Ficker II S. 169. ») Vgl. Ficker II S. 180f. 
4) Zeumer, Quellen 2 Nr. 41. «) So auch Ficker II S. 168. 
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würde gegen den Einspruch des Herzogs von Brabant be-
hauptete. Da hat Giselbert selbst gegen den Herzog geltend 
gemacht1): „Domine rex, dominus meus comes Hanoniensis 
marchiani Namurcensem a vobis tenet ut princeps . . . . 
unde pares et t e s te s habet principes. Si quis autem 
contra tenorem vel honorem suum habet dicere, ipse para-
tus est -die legitimo sibi constituto iuri et iudicio clare." 
Die Fürsten fanden denn auch gleich das Urteil, daß der 
Einwand des Herzogs nicht zu Recht bestehe.2) Also in 
Dingen, die seine fürstliche Ehre und fürstlichen Besitz 
angehen, steht das Urteil über einen Fürsten nur seinen 
„pares", den Fürsten, zu. Mit solcher Gewißheit und solchem 
Erfolg hat^Giselbert diesen Satz vorgetragen, daß wir nicht 
daran zweifeln können, er sei der Hofversammlung völlig 
vertraut gewesen. Giselbert erlaubt uns denn auch, das 
Beetehen dieses Spruches noch einige Jahre weiter zurück-
zuverfolgen. In einer Streitigkeit wegen Lehnssachen trat 
für den Grafen von Hennegau sein Lehnsherr, der Bischof 
von Lüttich/ein und erbot sich König Heinrich gegenüber 
„quod si quid ad versus eius fidelem comitem Hanoniensem 
haberet dicere, de eo quicquid pares sui principes im-
perii iudicarent, faceret''.3) Das ist nur auf den Bischof 
zu beziehen, denn es ist gleich hinzugefügt, daß der Graf 
sich vor dem Bischof verantworten solle „per consilium 
parium suorum". Das war 1185; also schon damals 
war es bekannt , daß in Lehnssachen über Für-
sten nur die Reichsfürsten , seine „pares", zu ur-
te i l en hätten. Nach alledem, was ich oben über den 
Verlauf des Prozesses gegen Heinrich den Löwen, seine 
merkwürdige, ursprünglich nicht beabsichtigte zeitliche 
Trennung des land- und lehnrechtlichen Spruchs, sowie 
über die Gründe dieser Trennung aufgeführt habe, wird 
es nicht zu kühn sein, den Einwand, den die weifische Partei 
in Kaina erhob, zu formulieren. Wie sie ehedem den Ort 
des Gerichts gescholten und dadurch das vonBurchard von 
Ursperg erhaltene Reichsweistum veranlaßt hatte, daß der 
*) Giselbert, Schulausg. S. 223. 
2) Daß es Fürsten im neuen Sinn waren, darüber vgl. Ficker Π 
ß. 181. ») Schulausg. S. 170. 
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Kaiser einen Fürsten an jedem Ort im Reiche aburteilen 
könne, so schalt sie jetzt die Zusammensetzung des Ge-
richts und behauptete, Heinrich könnten von diesem Ge-
richtshof seine Länder nicht abgesprochen werden. Gegen 
das landrechtliche Urteil wurde wahrscheinlich nicht pro-
testiert; darauf kam es auch nicht an, weil die einfache 
Acht damals keine folgenreiche Strafe warx) und weil land-
rechtlich die Fürsten überhaupt keine Sonderstellung hatten, 
also auch keinen besonderen Gerichtsstand verlangen konn-
ten. Auf den Einspruch ist das Urteil gefragt worden, von 
wem ein Fürst abgeurteilt werden dürfe. Die Antwort hat 
gelautet: „von seinen Genossen", seinen ,,pares". Daraus 
ging unmittelbar die zweite Frage hervor, wer die „pares" 
eines Fürsten seien, und es wurde gefunden, daß die „pares" 
eines Fürsten die „principes imperii" seien.2) So viel ist 
aus der erwähnten Aufzeichnung Giselberts ohne weiteres 
zu ersehen. Damit stand man auf dem für die Verfassung 
des Reiches entscheidenden Punkt; denn es mußte nun 
weiter gefragt werden, wer ist „princeps imperii" ? Welche 
Antwort wurde darauf gefunden ? Daß es diese Antwort 
gewesen ist, die die Umbildung des Fürstenstandes nicht 
eingeleitet, aber vollendet hat, steht außer allem Zweifel. 
Wenn wir wüßten, wie sie gelautet hat, wir wären aus allem 
Zweifel über das Wesen des Fürstentums heraus, wenn sie 
nämlich systematisch den Begriff des Fürstentums hat fest-
legen wollen. Aber es ist sehr unwahrscheinlich, daß eine 
derartig systematische Feststellung erfolgt ist; denn das 
Wesen des Fürstentums ist uns nicht unklarer als allen 
Quellen, den erzählenden wie den Rechtsbüchern. Selbst 
der Sachsenspiegel, der Zuverlässigste der Zuverlässigen, 
weiß mit dem Fahnlehn nichts Bestimmtes anzugeben. Be-
weis dafür ist, daß unsere Forscher sich streiten, was unter 
dem Fahnlehn des Sachsenspiegels zu verstehen sei. Auch 
Giselbert ist das Wesen des Fürstentums nicht klarer; er 
1) Vgl. Niese , Zeitschr. f. R.G. 34 S. 257. 
2) Es ist freilich auch möglich, daß die Antwort in eins zusammen-
gefaßt wurde, also: Ein Fürst darf nur von seinen pares, den principes 
imperii, in Lshnsdingen abgeurteilt werden. 
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weiß zwar, daß durch die Erhebung zum Markgrafen sein 
Herr „principum imperii gauderet privilegio"1), aber wir 
erwarten vergeblich eine Darlegung dieses rätselhaften Pri-
vilegs und müssen fast glauben, es habe, wie auch in dem 
Vertrag von 1184, wo Begriffe fehlten, zur rechten Zeit 
ein Wort sich eingestellt. Allerdings eins weiß ja der Sachsen-
spiegel, was für den Fürsten wesentlich ist; „des riches 
vorsten ne sollen nichenen leien zu herren haben, wen 
den coning", heißt es Ssp. III 58 § 1. Das ist die lehn-
rechtliche Grundlage des neuen Fürstenstandes, die von 
jeher, besonders aber durch Fickers Forschungen, wenig-
stens als seine wesentliche Bedingung erschien.2) Und genau 
die gleiche Formulierung kennt ebenso Giselbert, also die 
beiden einzigen ganz zuverlässigen Quellen für die staats-
rechtlichen Verhältnisse des ausgehenden 12. und beginnen-
den 13. Jahrhunderts.3) Er berichtet nämlich: Herzog Hein-
rich von Brabant habe, bevor er vom König mit seinem 
Reichslehn belehnt wurde, sein Lehnsverhältnis zum Grafen 
von Flandern lösen müssen; aus dem Grunde: „quicumque 
enim in imperio principis gaudet privilegio, nemini homi-
nium facere potest . . . . regibus tantummodo et episcopis 
et abbatibus qui regales."4) Eins ist mir darin etwas un-
wahrscheinlich, nämlich der Satz, daß man nur Königen 
den Lehnseid leisten dürfe. „Dem" König hat der Rechts-
spruch erklärt, den Giselbert hier zitiert, wie der Vergleich 
mit der Angabe des Sachsenspiegels erweist. Giselbert hat 
sich wohl die leichte Veränderung erlaubt, weil er die Ver-
hältnisse seiner Heimat im Auge hatte, denn der Graf von 
Flandern (zeitweise war es Balduin von Hennegau) war 
1) SS. XXI 564, Schulausg. S. 204, genau dem Vertrag von 1184 
entsprechend. Zeumer2 Nr. 19 „et principum imperii gaudebit privilegio". 
2) Vgl. Schönherr a. a. O. S. 39. 
3) Ich komme von einem andern Ausganesgunkt zu dem Ergebnis 
Ernst Mayers, Deutsche u. Französ. Verfassungsgesch. II § 43, der auch 
in dem übereinstimmenden Zeugnis des Sachsenspiegels und Giselberts 
das zuverlässigste Merkmal für das Wesen des Fürstentums sieht. 
4) Schulausg. S. 222. Ich weise darauf hin, daß Eike „des riches 
vorsten" schreibt, Giselbert „principis privilegio"; auch hier gehen die 
Bezeichnungen Fürst und Reichsfürst völlig durcheinander. 
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nicht bloß dem römischen, sondern auch dem französischen 
König durch Lehnseid gebunden, und so veränderte zur 
Vorsicht für seinen Herrn Giselbert den Rechtsspruch um 
eine Kleinigkeit. Da der Sachsenspiegel und Giselbert völlig 
voneinander unabhängig sind, so können "wir wie im vor-
hergehenden Fall wieder den gleichen Rückschluß machen. 
Sie gehen beide auf das gleiche Reichsweistum zurück, das 
— wir wissen es nun mit Bestimmtheit — im Prozeß Hein-
richs des Löwen gefunden wurde. Auf die Frage, wer ist 
„princeps imperii", die sich aus dem vorhergehenden Spruch, 
der Fürst dürfe in Lehnssachen nur dem Urteil seiner „pa-
res", der Reichsfürsten, unterhegen, von selbst ergab, fand 
der in Kaina versammelte Hof die Sentenz: „Reichsfürst 
ist der, der keines Laien — mit Ausnahme des Königs — 
Mann ist." So etwa mußte der Spruch lauten, denn sonst 
wäre Heinrich von Ungenossen verurteilt worden. Man 
sieht, daß die Ordnung des Heerschildes hier den größten 
Einfluß gehabt hat. Der Mann des Fürsten kann nicht 
Fürstengenosse sein, weil er nicht sein Schildgenosse ist, 
wenigstens nicht im Gebiet des Lehnrechts. — Allerdings 
finden wir ja hier eine negative Bestimmung, aber so weit 
gelangt, glaube ich fast, daß das Weistum tatsächlich keine 
positive Fassung gehabt hat. Der Sachsenspiegel und Gisel-
bert drücken sich beide merkwürdig negativ aus. Die 
Fürsten dürfen nicht Mann eines Laien sein usw. Es ist 
seltsam und nicht zufällig, daß das bei beiden ganz gleich 
ist. Es ist keine positive Bestimmung, sondern eine ganz-
negative. Das möchte darauf schließen lassen, daß in Kaina 
nicht gefragt wurde: „wer ist Fürst?", sondern vielmehr: 
„ist der Fürst, der der Lehnsmann eines Laien außer des 
Königs ist?", und daß darauf die Antwort erfolgte: „der 
ist nicht Fürst, der eines Laien Mann ist". Der Unterschied 
zwischen der positiven und negativen Fassung ist eben so 
groß nicht, aber nicht ohne Bedeutung. Man könnte dann 
erkennen, daß es den weifischen Parteigängern darum zu 
tun war, gewisse kleine Gegner desHerzogs, die seinen Über-
griffen geringeren Widerstand entgegensetzen konnten als 
die mächtigeren Fürsten, und bei denen darum die größte 
Erbitterung gegen den Herzog gewesen ist, aus der Gruppe 
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der Urteiler auszuschließen.1) Dann hätten also die Fragen 
in Kaina der Reihe nach gelautet : 1. Wer darf über Fürsten-
lehen urteilen? Antwort: seine „pares". 2. Wer sind die 
„pares" eines Fürsten? Antwort: „die principes imperii". 
3. Sind d i e Reichsfürsten, die von Laien usw. belehnt sind ? 
Antwort : „Wer eines Laien Mann ist, ist nicht Fürst". Wenn 
das Weistum so gefunden wäre, was ich annehmen, aber 
nicht entscheiden möchte, würden wir sehr wohl begreifen, 
•warum in allen Quellen fast nur negative Bestimmungen 
für das Wesen des Fürstentums begegnen. Denn in der 
Tat sehen wir eine positive Darlegung, was ein Fürst sei, 
nirgends, weder bei Giselbert, noch bei Eike, von der Schar 
der Annalisten gewöhnlichen Schlages ganz zu schweigen. 
Dieser Spruch, in Kaina fast zufällig gefunden, aus 
dem Verfahren gegen Heinrich den Löwen und dem Ein-
spruch seiner Partei hervorgegangen, wie der andere über 
den Ort von Fürstengerichten, hat nicht bloß den Gang des 
Prozesses erschwert und-verzögert, sondern hat auch das 
Wesen des Fürstentums verändert. Nicht so, als ob er ein 
neues Fürstentum geschaffen hätte. Er Schloß vielmehr 
eine rein tatsächliche Entwickelung aba) ; denn infolge dieses 
Spruches sank die große Schar der Aftervasallen des Reichs, 
die tatsächlich nicht mehr auf der gleichen Stufe mit den 
unmittelbaren Lehnsträgern stand, auch förmlich und recht-
lich aus dem Fürstenstand hernieder. Oder besser eigent-
lich, sie verschwanden aus der lockeren, mehr sozialen als 
rechtlichen Gesellschaft, die bis dahin auf den Namen der 
„principes" oder „principes imperii" Anspruch gehabt hatte. 
Aus einer lose organisierten Genossenschaft wurde ein wirk-
licher „Stand". Damit hörten die Grafen auf, Fürsten zu 
sein ; denn für sie traf der Satz, daß der Fürst keines Laien 
Mann sein sollte, in ihrer überwältigenden Mehrheit nicht 
mehr zu, und die Kanzlei des Königs zog nur die nötige 
Konsequenz, wenn sie in Zukunft Fürsten und Grafen sorg-
1) Vgl. die geistreiche Bemerkung Hallore S. 431, Heinrich könne 
deshalb die Gerichtstagung auf schwäbiscberErde verlangt haben, nm 
dem Urteil der schwäbischen Nachbarn in Sachsen zu entgehen. Das 
wäre eine Analogie dazu. 
*) Vgl. oben meine Ausführung S. 6. 
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sam schied und nur noch den neuen Lehnsfürstenstand als 
„principes" bezeichnete.1) 
Ich komme damit zum Schluß dieses Abschnittes. Wie 
mir scheint, ist der Nachweis gelungen, daß der Prozeß Hein-
richs des Löwen und die Neuordnung des Fürstenstandes 
unauflöslich verbunden sind. Güterbocks nicht näher be-
gründete und sogar auf irriger Interpretation der Geln-
häuser Urkunde beruhende Vermutung hat sich vollauf 
bestätigt. Der neue Fürstenstand ist nach seinem Abschluß 
durch das Weistum ein lehnrechtlicher. Lehnrecht und 
Landrecht zeigten während des Prozesses ihre verschiedene 
Stellung. In landrechtlichen Dingen gab es nach wie vor 
keine Sonderstellung der Fürsten. Der Lehnsprozeß da-
gegen führte zur Feststellung des Weistums und zum Ab-
schluß des Fürstenstandes. Von einer landrechtlichen Son-
derstellung der Fürsten weiß auch der Sachsenspiegel noch 
nichts; wenn der Schwabenspiegel (Landr. § 138) davon 
spricht, daß der König einen Fürsten nur „mit deren forsten 
urteil" ächten darf, so ist das eine spätere Entwickelung. 
Gerade die Geinhäuser Urkunde zeigt die Verschiedenheit 
von land- und lehnrechtlichem Gerichtsstand der Fürsten 
und gibt uns in den wenigen Worten über die Verschieden-
heit der Urteiler den Schlüssel gleichmäßig zum Verständ-
nis des Prozeßverlaufs und der Neubildung des Fürsten-
standes. Allerdings, wer das nicht glauben will, der ist 
nicht zu überzeugen. In den Quellen steht nichts davon 
drin, wenigstens nicht mit dürren Worten, daß wir's einfach 
ablesen könnten. Aber die Quellen schweigen ja überhaupt 
über Einzelheiten des Prozesses, entweder, wie die Schrift-
steller, aus Unkenntnis oder besser Unverständnis, oder wie 
1) E. Mayer, Deutsche u. Französ. Verfassungsgesch. II S. 130 
vertritt die Ansicht, daß auch jetzt noch Grafen, auf die die Lehns-
unabhängigkeit von Laien zutraf, Fürsten blieben, sofern sie ihre Graf-
schaften von einer Kirche zu Lehen trugen. Aber das ist ein Irrtum, 
der aus der seltsamen Form des Weistums, das nicht systematisch die 
Erfordernisse des Fürstenstandes festlegen wollte, sich erklärt; das 
Schwergewicht ruht doch im Weistum darauf, daß der Fürst des Königs 
Mann sein sollte; erst in zweiter Linie kam das negative Erfordernis, 
die Unabhängigkeit von andern Laien. Das Fahnlehen aus der Hand 
des Königs bleibt positiv das wichtigste Erfordernis des Fürstenstandes. 
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die Gelnhäuser Urkunde, weil sie es vorzog, unliebsame 
Vorgänge des Prozesses lieber zu unterdrücken als aufzu-
wärmen; vielleicht ist das auch der Grund, warum uns gar 
keine urkundlichen Einzelheiten des Prozesses überkommen 
sind; so ganz einfach und ohne Schwierigkeiten war das 
Verfahren nicht zum glücklichen Ende gediehen. Ja, 
einiges davon erzählen ja auch die Quellen. Durch Arnold 
von Lübeck und Burchard von Ursperg wissen wir ganz 
genau, daß es zu prinzipiellen Rechtsstreitigkeiten über 
die Form des Prozesses gekommen ist, und wir können 
ihnen nicht dankbar genug sein, daß sie uns Kunde davon 
gegeben haben. Ohne sie könnte man auch in der Geln-
häuser Urkunde nichts Derartiges erschließen; aber jetzt, 
wo wir die Sache wissen, können wir ausgezeichnet er-
kennen, daß doch auch in der Urkunde eine „unaus-
gesprochene, aber für Wissende wohl verständliche Bezug-
nahme auf den Zwischenfall"1) nicht unterblieben ist, näm-
lich in der ausdrücklichen Betonimg, es seien auch Schwa-
ben, also Stammesgenossen Heinrichs, an dem Spruch be-
teiligt gewesen. Ja, selbst auf das zweite Weistum, das 
viel folgenreicher geworden ist als das erste, nimmt die 
Urkunde Bezug, wenn sie sagt, das landrechtliche Urteil 
sei von Fürsten und schwäbischen Standesgenos-
sen Heinrichs, das lehnrechtliche dagegen von Fürsten 
gefällt worden. Einen gewissen pikanten Bieiz bietet sogar 
die Feststellung der Urkunde, das lehnrechtliche Verfahren 
sei „per unanimem principum sententiam" abgeschlossen, 
während bei der Acht nur von „principum et sue conditionis 
Suevorum sententia", also ohne Betonung der Einmütig-
keit, die Rede ist. Sollte der besondere Hinweis auf die 
Einigkeit der Fürsten beim Lehnsurteil nicht gerade auf 
die gewesene Mißstimmigkeit deuten ? Noch heute pflegen 
wir aufzumerken, wenn offizielle Kreise volle Übereinstim-
mung ihrer Ansichten besonders betonen; es läßt das 
meistens auf eine mehr oder minder mühsam beigelegte 
Meinungsverschiedenheit schließen. So wird auch in der 
Gelnhäuser Urkunde das „unanimis" eingeschoben sein, 
») Vgl. Haller S. 431; auch Güterbock, Prozeß S. 113. 
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um einen Riß zu verkleistern. Es galt auch hier, die Rechts-
gültigkeit des Urteils gegen jeden Einwand sicherzustellen.1) 
Ich habe, um das zweite Weistum wiederherzustellen, 
nichts erfunden, nur falsche oder halbfalsche Überlieferung 
zurechtgestellt und ihre Widersprüche ausgeglichen, auf 
der andern Seite aber Weistümer, die Giselbert und der 
Sachsenspiegel, zwei ausgezeichnete , voneinander unab-
hängige, etwa durch ein Menschenalter getrennte Quellen 
überliefert haben, nur auf Ursprungsort und -zeit zurück-
geführt, endlich alles dadurch gestützt, daß sich nur so 
die Widersprüche über den Verlauf des Prozesses beseitigen 
lassen. Dazu kommt die unumstößliche Tatsache, daß 
gerade seit 1180 die kaiserliche Kanzlei einen andern Für-
stenstand kennt wie vorher und daß die Gelnhäuser Ur-
kunde das früheste Zeugnis2) für die Veränderung ist. Wer 
die Wiederherstellung des Weistums eine Konstruktion 
nennen will, der mag es tun, aber die freie Phantasie ist 
dabei ganz aus dem Spiel geblieben. Wer bei solchem Ver-
sagen und Unzulänglichkeiten der Quellen aus dem wenigen, 
was sie bieten, aus späteren Nachrichten und aus der Ent-
wickelung nicht konstruieren kann, der wird nicht tief in 
die mittelalterliche Geschichte, zumal in die Verfassungs-
geschichte, eindringen. 
Wenn das Kainaer Weistum für die Neubildung des 
Fürstenstandes nun in gewisser Weise entscheidend — wenn 
auch nur den Tatsachen folgend — gewesen ist, so verhehle 
ich mir nicht, daß es unsere Erkenntnis vom Wesen des 
Fürstentums nicht eben fördert. Eine systematische Fest-
stellung über das Wesen des Fürstentums hat es gar nicht 
sein sollen, und die Entscheidung, die es traf, war nicht 
positiv, sondern negativ. Daß der neue Fürstenstand 
wesentlich ein Lehnsfürstenstand gewesen ist, läßt das 
Weistum wohl erkennen, aber das wußten wir ja auch 
vorher. Inwiefern aber das neue Fürstentum nicht bloß 
eine lehnrechtliche, sondern auch eine landrechtliche Sonder-
stellung einnahm, soll hier nicht weiter verfolgt werden; 
daß auch gewisse landrechtliche Erfordernisse für den jünge-
») Haller a. a. O. *) Vgl. Haller S. 427. 
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ren Fürstenstand notwendig gewesen sind, daran läßt sich 
heute wohl nicht mehr zweifeln.1) Die Meinungen gehen 
aber noch recht weit auseinander, besonders deshalb, weil 
uns die Rechtsbücher, vor ailem der Sachsenspiegel, über 
eine landrechtliche Sonderstellung des Fürstentums nichts 
zu sagen wissen. Hier wird man noch tiefer eindringen 
müssen, um über Ficker hinauszukommen. Besonders ein-
leuchtend ist die Verbindung des neuen Fürstentums mit 
der herzoglichen Gewalt. Die Zertrümmerung der alten 
Stammesherzogtümer, seit der Ottonenzeit planmäßig von 
den Königen betrieben, hat mit der Ausbildung des neuen 
Fürstenstandes ihren Abschluß erreicht.2) Gerade darum 
war es so bedeutsam und reizvoll, nachzuweisen, daß der 
Sturz Heinrichs des Löwen, des letzten Stammesherzogs 
im alten Sinn, und die Umbildung des Fürstentums in der 
allerengàten Beziehung zueinander stehen. So viel ist aller-
dings sicher, daß das Königtum von dieser Entwickelung 
keinen Vorteil gehabt hat. Wenn es auch gelungen war, 
die großen stammesherzoglichen Gebiete zu teilen, und ge-
rade die Beseitigung Heinrichs des Löwen sich als eine 
absolute Notwendigkeit für die Wohlfahrt des Reiches er-
wies3), so konnte das „divide et impera" wohl für die Ab-
sicht, doch nicht für den Erfolg des Kaisers gelten. Die 
größere Zahl der neuen Reichsfürsten, lauter kleiner Terri-
torialherzoge, stand jeder Absicht auf Verstärkung der 
Reichsgewalt ebenso entschlossen gegenüber wie die alten 
Herzoge. Daß das Reich den Sturz des größten der deut-
schen Landesfürsten „mit Ohnmacht und Zersplitterung" 
zu bezahlen" gehabt hätte4), entspricht nicht den Tat-
sachen. Wäre Heinrichs Machtstellung unerschüttert ge-
blieben, so mußte der Bürgerkrieg, der nach dem Tode 
Heinrichs VI. nicht ausblieb, das Reich unbedingt schon 
1) Vgl. Ficker, Heerschild S. 107; Schönherr a. a. O. S. 37βτ 
98S.; dann besonders Bosenstock, Herzogsgewalt und Friedensschatz, 
Königshaus und Stämme. 
2) Vgl. Ssp. ΙΠ 53 § 1. 
8) Anders Haller S. 441 f. ; richtiger Hampe, Kaisergesch. 2 S. 170, 
auch H. Z. 109. 
«) Haller a. a. O. 
Zeitschrift ftlr Rechtsgeschichte. XXXIX. Genn. Abt 3 
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früher in unabsehbare Wirren stürzen. Haller denkt 
nur daran, daß 1208 das weifische Geschlecht mit gleicher 
Macht hätte in die Lücke treten können, die sich durch 
den Tod Philipps öffnete. Sicher, wenn die Krone an eine 
starke weifische Dynastie gefallen wäre, würde die geo-
graphische Tendenz des Reichs nach Norden und Osten 
sich verstärkt haben, vielleicht zum Heil unserer Geschieht«. 
Hätten aber zwei gleichmächtige Häuser nicht 1198, wie 
es schon trotz der verringerten weifischen Macht der Fall 
war, sich die Krone ganz anders streitig machen müssen, 
als es Ottos geschwächten Kräften gelang? Durch eine 
Einzeltatsache, und wäre sie die bedeutendste, ist eine 
säkulare Bewegung nicht erklärbar und nie erklärt worden. 
Es hat aber auch dieser Einzelvorgang, wie so viele andere, 
zum gleichen Ziele gewirkt. In diesem Sinn wiesen auch 
der Sturz Heinrichs des Löwen und der Abschluß des neuen 
Fürstenstandes nicht auf kommende Einheit, sondern auf 
fortschreitende Zersplitterung und Ohnmacht. 
Exkurs. 
Der F ü r s t im S a c h s e n s p i e g e l ! 
Wenn wir feststellen konnten, daß seit 1180 der neue 
Fürstenbegriff in den Kaiserurkunden ausschließlich er-
scheint, man aber auch in bezug auf andere Kanzleien und 
auf Schriftsteller von einer eigentlichen Übergangszeit nicht 
sprechen kann, jedenfalls aber nach 1200 nirgends mehr 
Spuren des älteren Fürstenbegriffs auftreten, so muß es 
sehr überraschen, daß neuere Forscher zu der Behauptung 
gekommen sind, der Sachsenspiegel kenne nur den älteren 
Reichsfürstenstand1) oder aber in ihm fänden sich der 
l) So Bruckauf, Fahnlehen u. Fahnbelehnung S. 13. Bruckaufs 
Behauptung beruht nur auf der Tatsache, daß nach Ssp. ΠΙ 58 § 2 
und S. Lehnr. 71 § 21 das Fahnlehn zum Fürsten macht, während 
Schwsp. Lehnr. § 143,147 Fahnlehen in zweiter Hand und Fürstenämter 
soheidet. Inwiefern man daraus schließen will, Eike kenne nur den älteren 
Fürstenstand, also die Grafen als Fürsten, ist gänzlich unerkenntlich. 
Die Aufzählung der sieben Fahnlehen in Ssp. ΠΙ 62 § 2 zeigt viel-
mehr, daß nur eine Grafschaft in Sachsen Fahnlehen, also Fürstentum 
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ältere und der jüngere Fürstenstand nebeneinander. Fehr 
Ihat diesem Nachweis eine eigene Untersuchung gewidmet 
und Beifall damit gefunden1); eine Widerlegung ist bisher 
nicht erschienen. So kann Fehr noch in einem neuesten 
Aufsatz über die Staatsauffassung Eikes von Repgow 
sagen: „Der Verfasser des Sachsenspiegels erkennt die 
Verschiebung im Reichsfürstenstande, die sich seit 1180 
anbahnt (!), nur teilweise an, er zählt im Gegensatz zu 
den Bestrebungen des Reichsrechts2) die Grafen als In-
haber von Hochgerichtsbarkeit noch zu den Fürsten und 
scheidet damit einen alten Amtsfürstenstand von einem 
jüngeren Lehensfürstenstand, von den sogenannten Reichs-
fürsten.8)" Der Satz enthält „in nuce" den Gedankengang 
der früheren Arbeit. Daß ich mich mit. ihr auseinander-
zusetzen habe, ist jedem, der meine Untersuchungen gelesen 
bat, klar. Denn stehen ihre Ergebnisse wohl fest, wenn 
der größte deutsche Jurist des Mittelalters, der etwa 40 Jahre 
nach jenem einschneidenden Ereignis das Recht aufgezeich-
net hat, nicht auf dem Rechtsboden steht, den es geschaffen 
hat, sondern so recht einen Übergang repräsentiert? So 
viel aber ist schon jetzt klar: wenn Fehr recht hat, wenn 
Eike noch die Grafen als Fürsten, den älteren noch neben 
dem jüngeren Fürstenstand kennt4), dann nimmt er eine 
ganz einzigartige Stellung ein, hat äußerst konservativ eine 
Anschauung aufbewahrt, die seinen Zeitgenossen ganz alt-
modisch erscheinen mußte, außerdem aber auch die jüngere 
war. In Sachsen gab es keine von der Hand des Königs geliehene nicht-
fürstliche Fahnlehen. Für den Schwabenspiegel gelten spätere Verhält-
nisse — die schwäbischen Grafschaften seit 1268 reicheunmittelbar und 
doch . nicht Fürstentümer. Die Grafschaft Aschersleben bezeichnet 
Schwabenspiegel ebenso wie Sachsenspiegel ab Fahnlehen (Fürstenamt), 
Landr. § 136. Vgl. über Bruckauf auch Schönherr S. 149 und N. 1. 
l) H. Fehr, Fürst und Graf im Sachsenspiegel. Die Literatur 
bei Schönherr S. 127f. 
*) Hier doch eine gewisse Modifikation der früheren Ansicht vom 
doppelten Fürstentum auch in den Kaiserurkunden ; ganz konnte sich 
Fehr aber von dieser Meinung nicht trennen, trotz Blochs Gegen' 
beweis, Kaiserwahlen S. 298 N. 1, 330 N. 1. 
») Zeitochr. f. R.G., Germ. Abt. 37 S. 196. 
*) Fehr, Fürst und Graf S. 4. 30. 36. 
3* 
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Auffassung vertreten. Also müßten in seinen Aufzeich-
nungen dann Schichten älterer und jüngerer Zustände 
nebeneinander liegen.1) Ich werde im folgenden Fehrs 
Beweise auf ihre Brauchbarkeit mustern. Fehr behauptet, 
daß Eike die Amtsfürsten im älteren Sinn einschließlich 
der Verwalter des Grafenamts als Fürsten bezeichnet, 
den Lehnsfiirsten aber den Titel als Re ichs fürs ten bei-
legt. „Nur die Lehnsfürsten werden ausdrücklich als 'des 
rikes vorsten' bezeichnet."2) Ich habe oben festgestellt, 
daß auch sonst überall beide Bezeichnungen, „Fürsten" 
und „Reichsfürsten" vorkommen, ohne daß ein Unter-
schied in der Bedeutung gemacht wurde.3) Es müßte sich 
hier um eine Theorie des Spieglers handeln, wie wir sie 
an sich dem systematisch gerichteten Kopf Eikes wohl 
zutrauen können. Die Sache liegt folgendermaßen. Die 
Bezeichnung „des rikes vorsten" kommt im Sachsenspiegel 
viermal vor, und zwar dreimal im Landrecht und einmal 
im Lehnrecht.4) Wenn wir vorläufig von der ersten Stelle 
absehen, so wird aus den drei anderen folgendes klar: 
Ssp. III 58 sagt, im heutigen Deutsch wiedergegeben: 
„Es kann nur dann jemand Fürst vom Fahnlehn sein, 
wenn er es vom König empfängt. Wenn er nicht der 
erste am Lehn ist, kann er davon nicht Reichs-
fürst sein." Lehnr. 71 § 21 sagt dasselbe mit ganz wenig 
J) Bloch, Kaiserwahlen S. 298 N. 1. 
*) Fehr, Fürst und Graf S. 35. 
3) Besonders verweise ich neben dem Urkundenzeugnis auf das 
Giselberts als des einzigen, der sich Eike in Erkenntnis des Rechts einiger-
maßen vergleichen läßt. 
*) Ssp. ΠΙ 57 § 2; Zeumer2 Nr. 57 „sint so kiesen des riches 
vorsten alle, pfaffen unde leien swene die vorsten alle zu kiininge 
irwelet, den sollen se — die Vorstimmer — allererst bi namen kiesen"; 
ΠΙ 58 § 1 u. 2 „des riches vorsten ne sollen nichenen leien zu herren 
haben, wen den coning. Iz nis nichen vanlen, da die man abe möge 
vorste wesen, her ne untfa iz von deme küninge. Swaz ein ander man 
vor yme untfath, da nis jene die vurderste an deme lene nicht. . . unde 
ne mach des riches vorste da an nicht sin." Lehnr. 71 § 21 : „vorste heizit 
da umme vorste des riches, daz sin vanlen, da her vorste von wesen wel, 
nieman vor ime untfan ne sol. Swen iz eyn ander vor yme nntfeid, der 
iz ime liet, so nis her die vorderste an der lenunge nicht; da umme ne 
mach her von deme lene nichen vorste wesen." 
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verschiedenen Worten : „Ein Fürst heißt darum Reichs-
tfürst, weil sein Lehn, von dem er Fürst sein will, niemand 
vor ihm empfangen darf. Empfängt es jemand vor ihm, 
so ist er nicht der vorderste an der Lehnung und kann 
vom Lehn nicht Fürst sein." Vergleichen wir die beiden 
Sätze von III 58 untereinander und besonders III 58 § 2 
mit Lehnr. 71 § 21 („kann vom Lehn nicht Reichsfürst 
sein"; „kann vom Lehn nicht Fürst sein"), so wüßte ich 
keine Möglichkeit, klarer auszudrücken, daß die Titel Fürst 
und Reichsfürst völlig synonym durcheinander gehen. 
Diesem Ergebnis gegenüber wird man auch die Ver-
mutung ablehnen müssen, daß in III 57 § 2 ein Unterschied 
zwischen Reichsfürsten und Fürsten gemacht werden solle 
in der Art, daß den F ü r s t e n , d. h. Amtsfürsten einschließ-
lich der Grafen die Wahl, nur den Re ichs t ür s t e n dagegen 
die Kur, d. i. die Einzelabgabe der Wahlstimme zustehe. 
Übrigens hat auch Fehr gemeint, hier gingen die Bezeich-
nungen Fürsten und Reichsfürsten durcheinander1), wie 
l) Fürst und Graf S. 35 N. 2. An eine Unterscheidung auch hier 
glaubt Bloch, Kaiserwahlen S. 321 N. 1. An sich eine bestechende Auf-
fassung, die aber gegenüber dem synonymen Gebrauch von Fürst und 
Reichsfürst auch bei Eike nicht haltbar ist. — Daß Eike allerdings bei 
der Darstellung des Wahlvorganges das „erwelen" vom „kiesen" deut-
lich scheidet, liegt auf der Hand. Das Erwählen bezeichnet die dem 
förmlichen Wahlvorgang voraufgehende Komination, das Küren ist die 
Wahl selbst und zwar nicht bloß, wie Bloch annimmt, das Abgeben der 
Einzelstimmen, sondefn der Ausdruck für die ganze Wahl. Für die all-
eemeine Bedeutung von „kiesen" und „kore" vgl. z. B. Ssp. Ι Π 52 
§ 1 : „die Dudischen sullen durch recht den küning kiesen", wobei man 
doch nicht an ein Abgeben von Einzelstimmen denken kann. Weiter 
zu vgl. Π Ι 54 § 2 und 3, Π 29 „na guder lüde kore"; Π 47, 53 „na der 
bure kore"; 163 „doch stats an irer kore"; I I I45 § 5 „under den muz 
man woll kiesen enen vronen boden" etc. Von einer Scheidung von 
Kur und Konsens ist bei Eike überhaupt nichts gesagt und ebensowenig 
davon, daß bei der Wahl andere Leute beteiligt sind wie bei der Vor-
verhandlung. Einer Mitwirkung von Kichtfürsten gedenkt der Spiegier 
gar nicht; „kore" und „kiesen" ist die Bedeutung für „Wahl" und „wäh-
len", und zwar für den rechtlich entscheidenden Vorgang im Unterschied 
zu dem rechtlich bedeutungslosen Erwählen, d. h. der formlosen Nomi-
nation. Die Einzelabgabe der Stimmen scheint schon im Sachsenspiegel 
nur bei den genannten sechs Kurfürsten zu liegen, während die übrigen 
Reichsfürsten „uno ore" küren. Das würde der bekannten Darstellung 
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er sich überhaupt zu dem Geständnis hat bequemen müssen, 
eine Konsequenz in der Scheidung von Fürsten und Reichs-
fürsten fehle dem Sachsenspiegel durchaus; zuweilen seien 
unter Fürsten die Amtsfürsten, zuweilen aber auch nur die 
Lehnsfürsten zu verstehen; er kommt so zu bedenklichen 
Sätzen, die Bedeutung auf Amtsfürsten festzulegen, „wenn 
sich nicht aus dem Zusammenhang das Gegenteil ergibt".1) 
Im Gegenteil können wir nun sagen, daß ohne Zweifel 
Eike keinen Unterschied zwischen Fürsten und Reichs-
fürsten macht. Fehrs erste Behauptung ist damit erledigt, 
seine ganze Thèse schwer erschüttert. Allerdings ist eine 
andere Frage, ob Eike unter diesen Fürsten oder Reichß-
fürsten nur die Lehnsfürsten im jüngeren Sinn oder — 
immer oder nur zuweilen, wie Fehr meint — auch noch 
die Amtsfürsten einschließlich der Grafen versteht. Fehrs 
wichtigste Stütze für das Fürstentum der Grafen ist 
Ssp. ΠΙ 64 § 1 und 2: ,,biedet der kiining des riches 
dienst oder sinen hof mit urdelen unde lazet her ine kun-
degen den vorsten . . . . den sollen se suchen binnen dudi-
scher art . . . . lazent se ez, si wedden da umme. Die vor-
sten, die vanlen haben, wedden deme küninge hundert 
phunt; al andere lüde weddent zen phunt." Dazu Lehnr. 68 
§ 8 : „tein phunt geweddet die man sime herren ; swelk 
vorste aber fanlen hat, die weddet deme koninge hundert 
phunt". 
Offenbar ist hier ein Gegensatz zwischen Fürsten und 
Fürsten, die Fahnlehn haben. Fehr erklärt, die Fürsten 
seien in diesem Fall die Amtsfürsten einschließlich der 
Grafen; die, die Fahnlehn haben, aber die jüngeren Lehns-
fürsten.2) Diese Annahme aber ist durch nichts gerecht-
fertigt. Das Fahnlehn ist für Eike der technische Aus-
druck für das weltliche Fürstenlehn3), obgleich er auch Fahn-
der Wahl durch Albert v. Stade entsprechen. Vgl. SS. XVI 367; 
Zeumer, Quellen 2 S. 64 N. 1. 
Fehr, Fürst und Graf S. 35 N. 2. 38. 39. 
a) Fehr, Fürst und Graf S. 36. 
s) Vgl. für den Unterschied von weltlichen Fahnleben und geist-
lichen Szepterlehen Ssp. ΙΠ 60 §2, S.Lehnr. 20 §.5. Vgl. Bruckauf, 
Fahnlehen S. 8, auch Schönherr a.a.O. S. 89fi.; dort auch weitere 
Literatur. 
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lehn in dritter Hand kennt. Das Wort Fahnlehn auch auf 
die geistlichen Szepterlehn zu beziehen, besteht für uns nicht 
die geringste Veranlassung.1) Also ist der Schluß Fehrs 
nicht stichhaltig; die Fürsten, die Fahnlehn haben, sind 
die weltlichen im Gegensatz zu den geistlichen, die nur 
zum geringsten Teil Fahnlehn besitzen.2) Der lässige Ge-
brauch des Wortes Fahnlehn für alle Fürstenlehn, auch 
die geistlichen, müßte im Sachsenspiegel erst nachgewiesen 
werden; dieser Nachweis aber ist unmöglich. Würde er zu 
führen sein, so ließe sich ein Gegensatz von Fürsten (gleich 
Amtsfürsten) und Fürsten, die Fahnlehn haben (gleich 
geistlichen und weltüchen Lshnsfiirsten) noch immer nicht 
aufstellen. Da nämlich der Spiegel Fahnlehn auch in dritter 
Hand kennt — wenn sie ihn auch nicht interessieren3) —, 
hätte er ja hier die Absicht haben können, die fürst l ichen 
Inhaber von Fahnlehn von n icht fürs t l i chen Fahnlehns-
trägern zu unterscheiden; oder aber der Zusatz „die Fahn-
lehn haben" ist überhaupt nicht als unterscheidendes Merk-
mal zu den kurz vorher erwähnten Fürsten gedacht, son-
dern soll nur den Grund für das erhöhte Gewett angeben ; 
die Fürsten zahlen 100 Pfund, da sie Fahnlehn haben. 
Aber diese Erklärungen sind unnötig, das einfachste ist, 
in ΠΙ 64 unter den erstgenannten Fürsten ihre Gesamtheit, 
1) Fehrs Entscheidung, Fürst und Graf S. 8f., Eike wolle „ Szepter -
lehen und Fahnlehen begrifflich jedenfalls auseinanderhalten", ver-
stehe aber trotzdem an gewiesen Stellen auch die Szepterlehen dar-
unter, kann ich nicht teilen. Es ist ja recht einfach, solches begriffliche 
Schwanken anzunehmen, weil man dann alle Behauptungen begründen 
kann, aber die Wissenschaft hört dabei auf. Vgl. über die bedenkliche 
Interpretationskunst Fehrs auch Bietschel , Η. Z. 107 S. 354S. 
*) Vgl. Vorrede von der Herren Geburt: ,,swelk bischop von deme 
rike belent is mit fanlene binnen deme lande to Sassen . . . die het en 
Sasse". Fahnlehen hat ζ. B. der Erzbischof von Köln als Herzog von 
Westfalen, vgl. die Belehnungsurkunde Zeumer, Quellen2 N. 17: „Phi-
lippum portione illa ducatus. . .vexillo imperiali sollempniter in ves ti vi-
te us." Im übrigen ist zu betonen, daß man die Vorrede von der Herren 
Geburt zur Feststellung von Eikes Anschauungen nicht benutzen darf. 
s) Vgl. Rietschel, H. Z. 107 S. 355, dem ich sonst nicht überall 
folgen bann. Beweisend für Fahnlehen in dritter Hand Sachsenepiegel 
ΙΠ 58 § 2 und S. Lehnr. 71 § 21. Ebenso auch Heck, Der Sachsenspiegel 
und die Freien S. 626 ff. 
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unter den dann erwähnten die Fahnlehnsträger unter ihnen, 
d. h. die weltlichen Fürsten und die wenigen geistlichen 
Fahnlehnsträger zu verstehen. Mit andern Worten, Fehrs 
ganzer auf dieser Stelle beruhender Versuch, Amtsfürsten 
und Lehnsfürsten im Sachsenspiegel nebeneinander nach-
zuweisen, scheitert ebenso wie die Behauptung, daß diese 
beiden Klassen sich durch den Titel — Fürsten gegen 
Reichsfürsten — unterscheiden1); denn was Fehr sonst 
noch zur Stütze seiner These anführt, ist noch viel weniger 
stichhaltig. So heißt es Ssp. III 52 § 2 und 3: „da umme 
liet her den vorsten graveschaph unde den greven schult-
eitdum. An die Vierden hant ne sol nichen len comen, 
daz gerichte si über hals unde über hant, wen schult-
eitdum aleyne in der graveschaph." Wenn auch die Inter-
pretation der Stelle manche Schwierigkeiten bietet2), so 
ist doch ohne weiteres so viel klar, daß die erste Hand der 
König, die zweite der Fürst, die dritte der Graf und die 
vierte der Schultheiß ist.3) Fehr aber kommt zum merk-
würdigen Schluß4), im zweiten Satz herrsche zwar der lehn-
rechtliche Fürstenbegriff — also der Graf kein Fürst —, 
im ersten aber der amtsrecht liehe ; da seien mit den Fürsten 
auch die Grafen und mit den Grafen die Fürsten gemeint. 
*) Fehr, Fürst und Graf S. 37 N. 2 hat auch die Bilderhandschrift 
(v. Amira. Tafel 48) herangezogen, una zu erweisen, daß unter den in 
III 64 § 1 erstgenannten Fürsten auch die Grafen seien. Ist dazu auf 
der einen Seite zu bemerken, daß man die späteren Bilderhandschriften 
für die Auffassung Eikes nicht verwenden darf, so möchte ich doch anderer-
seits den Hinweis nicht unterlassen, daß dieDarstellung der Bilderhand-
Echrift gerade gegen Fehr spricht. Es ist das Aufgebot der Fürsten durch 
den König dargestellt; hinter dem Fürsten, der den Aufgebotsbrief vom 
König empfängt, sitzt der Graf. Man kann daraus unmöglich schließen, 
•wie Fehr S. 37 N. 2, „der Graf werde vom König mit aufgeboten". 
Sondern dies Hintereinander bedeutet, daß der Graf nun seinerseits vom 
Fürsten aufgeboten wird. Es ist ganz wie bei der Belehnung, wo der 
König den Fürsten, dieser den Grafen belehnt. Vgl. Homeyer , Des 
Sachsenspiegels II. Teil I S. 292. 
*) Fehr, Fürst und Graf S. 42ff. 
8) Vgl. auch Lehnr. 71 § 2 „swie gerichte to lene hevet vonme 
koninge nederwart, dat ne mach nicht komen in die Vierden hand, ane 
sculheitdum alene." v 
4) Fürst und Graf S. 45f. 
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Solche Erklärung kann allerdings alles beweisen, wenn man 
nämlich annimmt, daß von Satz zu Satz die Begriffe wech-
seln. Den Sachsenspiegel als Quelle zu benutzen, müßten 
wir freilich besser aufhören, wenn Eike tatsächlich so un-
vermutete Gedankensprünge gemacht hat. Eigentlich sollte 
man annehmen, daß er auf den Gedanken des Gerichts in 
vierter Hand nicht gekommen wäre, wenn er unmittelbar 
vorher nur zwei Hände, den König und den Fürstengrafen 
oder Grafenfürsten kennt. Ich glaube nicht, daß die 
übrigen Beweisstellen Fehrs noch widerlegt zu werden 
brauchen. Ich erwähne bloß noch Ssp. I I I 55 § 1 : „Uber 
der vorsten liph unde ir gesunt ne mut neman richtere sin 
wan der koning." Fehr versteht auch hier die Fürsten 
in altem Sinn einschließlich der Grafen, aber es ist das 
wieder eine bloße Behauptung, die durch nichts zu er-
weisen ist.1) Daß die Fürsten über die Grafen landrechtlich 
zu richten haben, sagt zwar der Sachsenspiegel auch nicht, 
aber er nennt Ssp. I I I 52 § 2 den Schultheiß als Richter 
über den Grafen ; nicht bloß im Falle einer Rechtsverweige-
rung2), sondern in jeder Klage über den Richter, d. i. den 
Grafen, ist der Schultheiß Richter seiner Schuld. Daß 
auch der Graf in „causae maiores" vor dem König steht, 
ist nicht erwiesen und nicht denkbar; denn Eike redet ja 
hier von Gericht über Hals und Hand, das dem Schultheißen 
über den Grafen zustehe. Wir können auch da nur Schei-
dung von Fürsten und Grafen erkennen. Muß man so 
Fehrs These als gänzlich unbegründet abweisen, ist in 
keinem Falle nachzuweisen, daß der Spiegier auch die 
Grafen als Fürsten bezeichnet, so läßt sich umgekehrt der 
Beweis leicht führen, daß Eike die Grafen von den Fürsten 
trennt. Der Fürstenstand, den er allein kennt, ist der 
jüngere Lehnsfürstenstand. Hat gerade er uns — neben 
Giselbert — das Kainaer Weistum erhalten, wonach der 
nicht Fürst ist, wer eines Laien Lehnsmann ist3), leitet er 
1) Fürst und Graf S. 43. Daß die Grafen keinen Anspruch auf 
Gerichtsstand vor dem Könige haben, erweist Ficker, Reichsfürsten-
stand II § 324. 
2) Wie Fehr, Fürst und Graf S. 43 meint. 
s) Ssp. III 58 § 1. 
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den Namen der Fürsten davon ab, daß sie die vordersten 
am Lehn sind1), kennt er mit Ausnahme der Grafschaft 
Ascnersleben2) nur Grafschaften, die in Fahnlehn gehören 
und von den Inhabern der Fahnlehn, also den Fürsten, 
verliehen werden3), deren Inhaber also nicht die vordersten 
am Lehn sind, weist er die Grafen als freie Herren in den 
vierten Heerschild4), gibt er als Stufenfolge der Gerichts-
leihe König, Fürst, Graf, Schultheiß5), so meine ich, ge-
nügt die erdrückende Menge des Beweises, auch ohne daß 
wir die einzelnen Stellen breittreten, zu der Behauptung, 
daß der Sachsenspiegel voll und ganz auf dem Boden steht, 
der durch das Weistum von 1180 geschaffen ist. Von einem 
älteren Amtsfürstenstand weiß er gar nichts mehr. Fürst 
ist man nach seinem Zeugnis nur als unmittelbarer Lehns-
träger des Reichs; diese Bedingung aber traf im Umfang 
seines Gesichtskreises für keinen Grafen, mit Ausnahme des 
von Anhalt, zu. 
Es ist eine ganz andere Frage, ob Eike von einem land-
rechtlichen Fürstenstand etwas weiß. Sie ist ganz entschie-
den zu verneinen. Wohl ist der Gerichtsstand vor dem 
König in )Acausae maiores" ein landrechtliches fürstliches 
Reservat ; aber im übrigen steht der Fürst als Träger könig-
licher Gerichtsbarkeit mit dem Grafen amtsrechtlich auf 
der gleichen Stufe. Zwar daß „die Grafschaft dem König-
tum unmittelbar untergeordnet"6) ist, stimmt nicht. Viel-
mehr hat sich die Instanz des Fürstentums zwischen König 
') Ssp. ΠΙ 58 § 2; Lehnr. 71 § 21. Ich weise auch hier noch ein-
mal darauf hin, daß es zur Zeit des Sachsenspiegels keine Grafen gibt, 
wenigstens in Sachsen nicht, die die vordersten am Lehen sind, ohne 
Fürsten zu sein. Die Grafschaft Aschersleben ist Fahnlehen und Fürsten-
tum. 2) Ssp. ΠΙ 62 §2. 
») Ssp. III 53 § 3; Lshnr. 71 § 3. 
*) Ssp. I 3. Es ist für Fehr bezeichnend, daß auch nach seiner 
Meinung (S. 39) Eike an dieser Stelle die Grafen von den Fürsten 
scheidet und zu den freien Herren rechnet. Sein Gebrauch ist eben 
schwankend, manchmal versteht er unter Fürsten die Grafen mit, manch-
mal schließt er sie aus. Werden wir nicht unser Urteil über Eikes Zu-
verlässigkeit nach diesen Enthüllungen völlig ändern müssen? 
") Ssp. ΠΙ 52 § 2 und 3; Lehnr. 71 § 2. 
·) Fehr, Fürst und Graf S. 33. 
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und Grafen geschoben — wo nicht der Graf selbst zum 
Fürsten geworden ist — und so durch das vordringende 
Lshnrecht die ältere Ämterverfassung zersetzt, aber die 
Bannleihe, die der Graf noch vom König empfängt, ist 
doch ein Überbleibsel der älteren Zeit, wenn sie auch der 
Gerichtsleihe, die vom Fürsten ausgeht, folgen muß und 
dadurch zur bedeutungslosen Förmlichkeit herabgesunken 
ist.1) Wir sehen eben nur die neuen Verhältnisse im Sachsen-
spiegel. Durch die lehnrechtlichen Anschauungen sind die 
altern amtsrechtlichen Zustände überall umgebogen worden. 
Eike gibt diese modernen Zustände wieder, so konservativ 
im übrigen sein Landrecht ist. Wenn noch die ältere amts-
rechtliche Gleichstellung von Fürst und Graf in seinem Buch 
durch die lehnrechtlich veränderten Zustände hindurch-
schimmert, so soll auch das betont werden, daß landrecht-
lich, d . i . volksrechtlich, ja auch diese Beamten zusammen 
keinen besonderen Stand bilden. Sie gehören vielmehr zum 
Stande der Schöffenbarfreien, aus denen sie allein· entnom-
men werden dürfen2), deren landrechtliche Genossen sie 
trotz des Amtes bleiben, auch wenn sie ihre Lehnsherren 
sind3), denen sie in Buße und Wergeid gleichgestellt sind4), 
die im landrechtlichen Verfahren über sie zeugen und ur-
teilen dürfen6), die ihnen, mit einem Wort gesagt, eben-
bürtig sind. Daß diese Ebenbürtigkeit praktisch keine Be-
deutung gehabt hat6), tu t gar nichts zur Sache gegenüber 
der rechtlichen Möglichkeit. Möglich war ζ. B. immer die 
Heirat eines Schöffenbarfreien mit der Tochter eines Dy-
Ssp. ΠΙ 64 §5. a) Ssp. ΠΙ 54 § 1. 
s) Ssp.. ΙΠ 66 §2. «) Ssp. ΙΠ45 § 1. 
*) Ssp*. Π 12 §1 und 2; EU 19. loh habe schon oben darauf 
hingewiesen, daß ich Fickers Versuch, auch eine gerichtliche Sonder-
stellung der Fürsten im Landrecht zu konstatieren, nicht für ge-
glückt halten kann. Vgl. Reichsfürstenstand II §§ 328—333, dagegen 
Haller a. a. O. S. 427 N. 2. Für den Sachsenspiegel und die erste Hälfte 
des 13. Jahrhunderts gilt diese Sonderstellung nicht, mit Ausnahme des 
Gerichtsstandes in schweren Sachen vor dem Könige. Lehnrechtlich 
liegt die Sache anders seit 1180. Die Geinhäuser Urkunde hat den ver-
schiedenen Gerichtsstand der Fürsten zu Land- und Lehnrecht uns 
evident vor Augen geführt. 
·) Vgl. v. Dungern, Problem der Ebenbürtigkeit, und anderwärts. 
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nasten, wenn sie auch so selten oder seltener vorgekommen 
sein wird, wie heute etwa die Verbindung eines Großindu-
striellen mit einer Arbeitertochter, obwohl ja auch hier 
kein rechtlicher, sondern nur ein sozialer Hinderungsgrund 
besteht. Dasselbe gilt auch vor Gericht. Tatsächlich werden 
die Dynasten meistens von Dynasten abgeurteilt worden 
sein, aber einen einfachen Adeligen haben wir z. B. im Pro-
zeß Heinrichs des Löwen als Urteilsfinder kennengelernt. 
Für den Sachsenspiegel besagt das folgendes: als Stand 
kennt er nur die Schöffenbaren. Aus ihnen haben sich 
nach Amtsrecht die Beamten des Reichs, die Fürsten und 
Grafen, herausgehoben, und aus dem Amtsadel stieg nach 
Lehnrecht wieder ein engerer Kreis, die Fürsten, empor. 
Eike als Schöffenbarfreier fühlt sich gewiß mit berechtigtem 
Stolz als Genossen der Fürsten, aber er protestiert nicht 
etwa gegen die neue Ordnung, die die alten volksrecht-
lichen Verhältnisse so verändert hatte. Er fügt sich den 
Tatsachen und steht auf dem Boden der Entwicklung, die 
seit zwei Menschenaltern und darüber hinaus das Vor-
dringen des Lehnrechts herbeigeführt, der Prozeß Heinrichs 
des Löwen dann abgeschlossen hatte. Fürsten und Grafen 
sind im Sachsenspiegel genau so geschieden wie in den ande-
ren Quellen der Zeit.1) 
*) Die gleiche Scheidung findet sich auch in der sächsischen Welt-
chronik, die ich nach wie vor mit Zeumer trotz der Zweifel, die Hof-
me i s t er verschiedentlich erhoben hat, für ein Werk Eikes von Repgow 
halte. 
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